








































































































(Revolutionare Streitkräfte Kolumbiens) ermordeten Bau· 
em ist auf 25 gestiegen .. · 
.\lIerdings kam die Redaktion \"on EI Bogotano mit dieser 
LU'l"e nicht Das gleiche Foto war .Khon einmal. am 
4.IO. 19K2, in der Xewsweek erschienen und zeigte in Wirk· 
lichkeit die Leichen der ermordeten Paliistinenser von Sahra 
und Sh,uila. 

Mit der gleichen Unverfrorenheit ließ man auch Guerilleros 
sterben und 'luferstehen: Nach dem tragischen J-'lugzeugun. 
gluck, das M·19·Guerillamhrer J aime Bateman das Leben ge· 
kostet halle, behauptete die Presse, sei in Wirklich· 
keit ,"il den Geldern der Bewegung ins Ausland genüehtet. 
I)arlir wurde der Oberkommandierende der h\RC, ,\Iarulan· 
da "dez, entgegen den Tatsachen \·on den Medien rur tot 
erklärt. 

Den kapitalsten I'ropaganda.Bock schossen ;\Iassenmedien 
und Strdtkr;ifte dann gemeinsam im April d.] . 
In Brasilien W.Hen vier libysche FlugZ<'uge I'ombergehend 
festgdldlten worden, die Medikamente und ;'.Iilitärmatcri:tl 
rur Z'\ik.Lr..gud trdnsportierten. Am 21.4.1983 verbreiteten 
Presse, Rundfunk und Fernsehen ei n Kommuniquc der 
kolumbianischen Streitkräfte, wonach eines dieser libyschen 
TransportnugZ<'uge mit Waffen rur die ;\1·19 in Südkolum· 
bien gdandet und dort vom "wachsamen lIeer aufgebracht" 
worden sei. 
Am gleichen Tag noch ersetzten die Oberkommandierenden 
der Slreitkr;ifte diese Luge durch eine andere: lJaß eines der 
\'ier in Brasilien feslgehaltenen FlugZ<'uge Waffen rur die 
M·19 geladen hiitlc. Zur gleichen Zeit veröffentlichte das 

kolumbianische Fernsehen gefälschte Bilder von dem angeb. 
lieh in Süd kolumbien gelandeten libyschen Flugzeug - des· 
sen Existenz offiziell dementiert worden war! 
lJie Stoßrichtung dieser Kampagne war klar gegen die 
Außenpolitik der Regierung Belilncour gerichtet: gegen den 
I Monat ,euvor erfolgten Beitritt zur angeblich von Ghad· 
dafi behemchten - Bewegung der Nichtpaktgebundenen, 
gegen die L'nterstützung Argentiniens in der Malwinenfrage 
und gegen die Mitarbiet Kolumbiens in der Contadora· 
Gruppe, die eine friedliche Lösung du l\littdamerika·Kon· 
flikts anstrebt. 

Den USA in diese Politik längst ein Dorn im Auge, zumal 
der Stellenwert Kolumbiens im strategischen Konzept 
WashingIOns rur Laieinamerika sehr hoch isl. Das gehl aus 
dem "Secunty Assistance Program" (Sicherheiuhilfe) mr 
1984 hervor, das dem Senat vom Pentagon unterbreitet wur· 
d<. 

.\uf Seite 330 heißt es dort: "Kolumbien ist für die USo 
;tmerikanischen Inleressen in Lateinamerika besonders wich­
tig ... (es) ist in starkem Maße mit der Bekämpfung der Gue· 
rilla .Gruppen beschäftigt ... (das) Programm wird es Kolum· 
bien erlauben, sich mit der ernsthaften Bedrohung durch 
örtliche Aufstände auseinanderzusetzen. Durch den ... Er­
werb von J-'luip:eugen ... , lI ubsehraubern, gepanzerten Fahr· 
7.eugen, Luhverteidigungssystemen, Anti·Panzer·Waffen, 
Kriegsschiffen (und) Kleinwaffen werden die legitimen Ve .... 
teidigungserfordernisse Kolumbiens ermllt und ein Beitrag 
zur Stabilität in der Region geleistet. .. " 

Desweiteren sollen 850 kolumbianische Militärs in den USA 
oder Panama geschult werden. Die Durchmhrung ist von der 
US-Militärmission in Bogota zu überwachen. 
Zur Zeit setzen die USA besonders auf die reaktionären 
kolumbianischen l\lilitän, um ein Umschwenken der Außen· 
politik auf einen Reagau,,&enehmen Kurs zu erreichen. Auch 
der Besuch des US·Admirals Wesley l\lclJonald Ende Jul i 
dJ. in Sogod. verfolgte dieses Ziel. McDonald ist nicht nur 
Oberkommandierender der Marine·Einheiten der NATO. Be· 
reits in der Vergangenheit halle er Sondermissionen erfolg­
reich zu Ende gemhrt: ..:.8. den euten Angriff auf Xordviet· 
nam im Zusammenhang mit dem 1964 sclbstinszenierten 
"Zwischenfall" im Golf von Tonking. 
Nach dem obligatorischen Gesprach mit dem Präsidenten 
Kolumbiens sct..:te er sich mit Verteidigungsminister Lan· 
dulibal und anderen Generälen hinter geschlossener Tür zu· 
sammen. Ein Woche später rührten die Streitkräfte der USA 
und Kolumbiens auf der kolumbischen Insel Providencia vor 
Nikaragua gemeiusame Landemanöver durch. Dazu die Zei· 
tung EI Mundo vom 7.8.1983: "lJie liuke Hand wirft in 
Ilrovidencia um, was die rechte !land in Contadora aufge. 
baut hat." 

Andere kriminelle Aktivitäten der MiIitän hatte ein paar 
l\lonale vorher der Generalstaatsanwalt der Nation aufge. 
deckt. In einem umfassenden Uericht wurde ihre Verant· 
wortung rur die TeITorbande ;\IAS eindeutig bewiesen. 
Allein 59 Militarangehörige, darunter drei Bataillonskom· 
mandeure. wurden mit vollem Namen als Mitglieder ge· 
nannt. In der Zwischenzeit hat der MAS (Tod den Entmh· 
rern)Abkger bekommen: l\IAC (Tod den Kommunisten), 
t'alange, Escuadron de la Muerte (Todesschwadron), Aguilas 
Negras (Schwane Adler), Grillos (Grillen) und Tiznados. 
Mehr als 400 ;\lorde geheIl auf das Konto dieser Banden. 
Das Geheimdokument des lIeers "lje.,3.IO RESERVAIJO 
No. 1689" gibt gC"naue Anweisungen zur Gründung und An· 
leitung paramilitärischer Gruppierungen. Als Verantwort· 
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licher wird ein Offizier oder mindestens Unteroffizier beauf­
tragt. Das MilitJ.r sucht außerdem die Mitglieder ded>'lord­
banden aus. trainiert sie, liefert die Waffen und befiehlt die 
Einsätze. 

Finanzhilfe und Untentützung kommt aueh von Unterneh­
mern aus dem Bereich der Landwirtschaft, denen die Angst 
vor einer demokratischen Sodenreform in den Gliedern 
sitzt. Denn 65<Jl, des Agrarlandes befinden sich noch immer 
in der Iland von nur 3<Jl, der Grundbesitzer. Die Mitglieder 
der Grillos und Tisnados sind in der Regel Vertrauensleute 
und Angestellte der Viehzüchter und Großfarmer. Dn:i der 
landwirtschaftlichen Unternehmerverbände haben sich bei 
der Verteidigung von Stn:itkräften, Polizei und !\lAS gegen 
den Generalstaatsanwalt besonders hervorgetan: Kolumbia· 
nischer Viehzüchterverband (FEDEGAN), Viehzuchterver­
band der Provinz Antioquia (F ADEGAN) und Nationaler 
Verband der Milchproduzenten (ANALAC). 

Auch andere Wirtschaflskreise sind mit der I'olitik der Re­
gierung Betancour unzufrieden. Dazu gehört inzwischen der 
l-o'lultimillionär Ardila Lulle. der den Wahlkampf des dem~: iti­

gen Präsidenten finanziert hatte. 
Am 5.5.198.3 gab er einen Empfang rur Verteidigungsmini­
ster Landazabal und andere hohe Generäle. Der Verteidi­
gungsminister IH".tngerte deli seiner Meinung nach "zu gro­
ßen Edelmut" der Regierung an. konstatierte das "Scheitern 
der Amnestie" und stellte zum Schluß seiner Rede die For­
derung nach "hartem Durchgreifen gegtnübtr der Subver­
sion" auf. Ardila Lulle dankte ihm damr mit tintr hert­
lichen Umarmung. 

Kaff.,.. ..... nach O' ... n ""h"l'te &pon.nt~<l .• ~rb.n .. y,." 
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lIinttr diesem Verhalten Ardila Lullts und anderer fUhren­
dtr kolumbi:mischtr Unternehmtr steht nicht allein die 
Angst "or dtn Gutrilleros - auch wenn tS nach jahrtehnte­
langer BekJ.mpfung nicht gelungen ist, dit Cuerilld auszu· 
löschen. Im Gc:genleil: Ein Korrespondc:nt der Zeitung EI 
l'utblo konnte sich laut Bc:richt 110m 25.5. 1983 pc:rsönlich 
dallon uber.t;eugc:n, daß eine einzige Frente (Kampfcinheit) 
der FAH C 520 Milglitder hat. Mittlerweile gibt ts 23 sol­
cher Frentes. 
Der Wunsch nach einer "starken Hand" wird jedoch minde­
stens ebtnsosehr durch die prtkäre Lagt der kolumbi3ni ­
schr{l Wirtschdft motilliert. Die Kapazitäuauslastung in der 
Industrie beträgt derzeit g3n.t;e 71%. Die Industrieproduk­
tion nnk lIon April 1982 bis April 1983 um 10% eint 
Tendem;. die andauert. Währtnd fur I Pfund Kaffee 1977 
2,94 Dollar erzielt werden konnten, waren es 1982 nur noch 
1,71 Dollar. r-.lengenmaßig ging der Karree-ExpOTl ebenfalls 
zuruck, so daß auch in dieser Hinsicht kein Ausgleich zu 
errc:ichen war: Von 11,5 Mio Sack im Jahr 1979/80 auf 9 
Mio Sack im Jahr 1981 /82. Auch diese Tendenz setzt sich 
weiter fort. 
Es ist :tu bc:fürchttn, daß die Regierung des konsc:rvativen 
Pr.uidenltn Belisario Betancour dem zunehmenden Druck 
der Front aus reaktionären Militars. Unternehmerverbänden 
und US·Außenministerium nicht standhalten kann. In dieser 
Situat ion haben dit Oberkommandos der btiden größten 
Cuerillaorganisationen FARC und M-19 eine gemeinsame 
Erklärung abgegeben, die Anfang Juni d.J. von allen großtn 
kolumbianischen Zeitungtn veröffentlicht wurde. Darin 
htißI es u.a.: "Während wir gleichzeitig unser Streben nach 
eintm Dialog erneut btstätigen. erklären wir unserem Volk. 
daß man zum Frieden nur über den Weg der Gerechtigktil, 
des Kampfes, der Organisierung und der Einhtit gelangt. .. " 
Das Dokument schließt mit dem Aufruf an alk politischen 
ParteitII. demokratische und revolutionäre Bewegungen, 
"den Prozeß der Einheit voranzutrdben". 



Afghanistan 

Konrad Ege 

Die Intervention von außen 
"Ihr kämpft nicht allein. Meine Botschaft von den Verein ig­
ten Staaten ist einfach: Wif sind mit Euch." Originalton 
George Shu[tz, Außenminister der USA zu Hunderten von 
Afghanen in einem ihrer Lager in Pakistan. 
G. Shultz war Anfang Juli 1983 in Pakistan, nur mehrere 
Wochen nachdem die Regierung Reagan hatte durchsickern 
lassen, daß die ihre Unterstulzung ftir die "J'" reiheitskämp­
fer" beträchtlich erhöht hat. Vor allem qualitätsmäßig, ließ 
das Weiße Haus die New Vork Times wissen, wolle man 
mehr rur die "Mujahidin" tun. Im Klartext bedeutet das 
wohl, daß die Rebellen mit mehr Panzerfausten und Luft­
ahwehrgeschossen ausgerüstet werden; dazu kommen noch 
Mörser und Plastiklandminen, die mil Suchgeräten nur 
schwer zu finden sind. 

Die vom CIA geleitete Operation, die Rebellen in Pakistan 
zu unterstützen - sie wird in Zusammenarbeit mit China, 
Ägypten, Pakistan und Saudi Arabien ausgeftihrt - , dürfte 
wohl die größte und teuerste paramilitärische Kampagne des 
CIA seit dem Angolakrieg Mitte der 70er jahre sein. An die 
200 Mio Dollar - vorsichtig geschätzt - sind in den letzten 
5 j ahren ftir den Krieg gegen Afghanistan ausgegeben wor­
den. 

Teuerste CIA-Operation seit dem Ango lakrieg 

Präsident Reagan begründet, wie auch jimmy Carter vor 
ihm, die CIA-Operation mit der Notwendigkeit, gegen die 
"russische Invasion" vorgehen und den "freiheitsliebenden 
Afghanen" helfen zu müssen. In Wirklichkeit hat die Kam· 
pagne zur Unterstützung der "l\Iujahidin" schon lange vor 
dem Dezember 1979 - dem Monat, in dem Sowjettruppen 
zu Zehntausenden nach Afghanistan kamen - begonnen. 
Feroz Ahmad, Herausgeber des Pakistan Forum und der.teit 
im Exil wegen seines Widerstandes gegen die pakistanische 
Diktatur, gibt an. daß die ersten Lager der Rebellen in Paki­
stan nur Wochen nach der Revolution vom 27. April 1978 
eingerichtet wurden. 
Die ersten "Flüchtlinge" aus Afghanistan waren reiche Ge­
schäftsleute und Großgrundbesitzer, die realisierten, daß die 
Landreform und andere Maßnahmen der neuen afghani· 
schen Regierung ihre Einkommen verringern würde. Diese 
Männer hatten enge Verbindungen zur Monar(;hie und zur 
Regierung unter Mohammed Daud (1973-78) "~'I .. rhalten_ 
Der pakistanische Staatschef Zia uJ-Haq und .mdeTe "in­
teressierte Parteien" beunruhigt über die regionalen Aus· 
wirkungen der afghan ischen Revolution - brauchten nicht 
lange darauf zu warten, geeignete und kampfbereite Rebe!­
Jenftihrer zu finden. Männer der ersten Stunde waren Gul­
buddin lIekmatyar und Burhanuddin Rabbani, heute die 
J-'ührer der Islamischen Partei und der Islami.5chen Gesell­
schaft Afghanistans. 
Die beiden hatten Erfahrung mit Operationen gegen Afgha­
nistan: Nach dem Putsch gegen die afghanische r.lonarchie 
im jahr 1973 war die pakistanische Regierung besorgt ge­
wesen, daß Mohammed Daud, der neue afghanische Präsi-

dent, einen Grenzkonnikt (I'aschtunistanfrage; d. Red.) wie­
derbeleben würde. Um sich darauf vOrLubereiten, trainierte 
Pakistan an die 5.000 Afghanen unter Führung lIekmatyars 
und Rabbanis, die dann im jahr 1975 nach Afghanistan 
infiltriert wurden und den Kampf gegen Daud aufnahmen. 

Schon damals riefen Hekmatyar und Rabbani ihre Lands­
leute dazu auf, gegen die neue "gott lose" Regierung zu 
kämpfen. Beide ha~len enge Verbindungen zur MosJembru­
derschaft. Hekmatyar kann besonders gute Qualifikationen 
rur einen "heiligen" Krieg vonveisen: Anfang der 70er jahre 
ermordete er in Kabul einen Studenten, der ihm politisch zu 
links stand. Hekmatyar wurde rechtskräftig verurteilt, muß­
te aber nur mehrere Monate seiner Gefangnisstrafe absitzen 
und ging dann nach Pakistan. 

Von daher rührt seine freundschaft mit der pakistanischen 
Regierung. An dieser Freundschaft änderte auch die Hin­
richtung des ehemaligen I'räsidenten Zulfikar Ali Shutto 
durch den jetzigen Diktator Zia ul-Haq nichts. Hekmatyar 
war nach seiner von Bhullo finanzierten Operation gegen 
Daud im Jahr 1975 (sie wurde von der afghanisehen Armee 
zerschlagen) drei Jahre später wieder bereit, diesmal mit Zia 
ul-Haqs Unterstützung, gegen Afghanistan zu kämpfen. 
Der CIA hatte schon einmal zuvor Pläne geschmiedet, durch 
"Stammesrebellionen" eine afghanisehe Regierung zu Fall 
zu bringen. Leon Poullada, ein ehemaliger US·Sotschafter in 
Kabul, schreibt in dem Fachblatt Middle Eas t Journal, daß 
die amerikanische Botschaft in Kabul Anfang der 50er jahre 
mit pakistanischen Regierungsleuten und konservativen 
Afghanen konspirierte, den von König Zahir Shah ernannten 

55 



Miniscerpräsidencen Moh:.mmcd Daud (derselbe Mann. der 
dann 1973 gegen den König putschte) aus dem Amt zu 
entfernen. 
Die Begründung: Botschafter Angus Ward und der CIA-Chef 
in Kabul waren über Dauds Politik der engen Zusammenar­
beit mit der Sowjetunion beunruhigt. 
Daud wurde von seinem Geheimdienst über diese Vorgänge 
unterrichtet, und das State Department (US-Außenmini­
sterium; d. Red.) zog Ward und seinen CIA-Boß kur" darauf 
aus Kabul ab. 

Die CIA-I'läne der 70er und 80er jahre. "Stammesrebellio­
nen" gegen die afghanisehe Regierung zu unterstützen, blie­
ben allerdings nicht wie die der öOer jah re im Anfangssta­
dium stecken. Erste Berichte über CIA-Unterstützung für die 
Rebellen kamen schon Anfang 1979 an die Öffentlichkeit, 
vor allem in der indischen Presse. Auch China war zu der 
Zeit schon aktiv: chinesische Spezialisten bildeten die " Frei­
heitskämpfer" in Lagern in Pakistan aus. 

fmagepflege für " islamische Krieger" 

Die US-Rcgierung bestreitet immer noch, daß sie schon zu 
dieser Zeit die afghan ische Konterrevolution unterstützte. 
Auch die Führer der Rebdlen beschweren sich immer noch 
über fehlende Auslandshilfe. Dies trotz zah lreicher Berichte 
von journalisten, die Sympathien gegenüber den "Mujahi­
din" hegen, daß diese über ein gutes und ausreichendes Waf­
fenarsenal verfUgen_ 
Ein Grund rur diese Zurückhaltung ist politisch. j immy Car­
ter (1977-8 1) schärfte seinem Kabine t t ein. nichts über seine 
Hilfe an die Rebellen an die Öffentlich keit dringen zu las­
sen_ Der Kampf der Afghanen sollte ein "islamischer 
Kamp f" bleiben. und Unterstützung aus dem Ausland sollte 
diesen Eindruck nicht verwischen. Das Image des " islami­
schen" Krieges, der um Unabhängigkeit kämpft, ist lange 
von der amerikanischen Regierung und auch den übrigen 
Freunden der "Mujahidin" im Ausland gepnegt worden. Es 
wird behaup tet, daß die Rebellen ihre Waffen von Uberläu­
fern aus der Annee erhalten. daß sie sie erbeuten oder selbst 
herstellen. 

Erst unter Ronald Reagan hat sich das etwas geändert_ 
Schon während des Wahlkampfes (l980;d. Red.) sagte Rea­
gan in Interviews, daß die US-Regierung die "freiheitskämp­
fe r" unters tützen solle. Als Präsident hat Reagan persön lich 
afghanische Rebelknruhrer empfangen; seine Regierung ist 
in engem Kontakt mit den "Mujahidin"-Führern. Vertreter 
der Nationalen Befreiungsfront Afghanistans, einer von dem 
ultrakonservativen Subgatullah Mujaddedi geleiteten Rebel­
lenorganisation, haben sogar in Alexandria, einer Vorstadt 
Washingtons, ihr Büro eingerichtet. 
Aussagen Malangs, eines ehemaligen Kommandanten der 
Islamischen Partei in der Provinz Kabul zufolge, bilden 
Amerikaner nun in Pakistan Afghanen im Gebrauch moder­
ner Waffen aus. Der Besuch von George Shu ltz in Peschawar 
und seine Beteuerungen - "Wir sind mit Euch" - sind ein 
weiteres Anzeichen, daß die Regierung Reagan ihre Unter­
stütwng für die Rebellen auch in Zukunft wc:iternihren will. 
Für Reagan, der in den USA unter Beschuß von seiten eini­
ger Vertreter des extrem rechten Flügels der Republikani­
schen Partei steht, d ient seine Afghanistankampagne auch 
dazu, diesen Kritikern, die ihm vorwerfen, " nicht konser­
vativ genug" (!) zu sein, den Wind aus den Segeln zu neh­
men. 
Die Rebellen sind mit Waffen gut versorgt. Und, wie Malang 
berichtet, sie sind auch im Gebrauch von Waffen ausgebildet 
worden) zu denen sie, bevor die Auslandshilfe einsetzte. 
keinen Zugang hatten. wie zum Beispid an Luftabwehrge­
schossen. 
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Gäbe es die Auslandshilfe nicht. hätten die Rebellen derzeit 
wohl Schwierigkeiten. sich auszurüsten. Die Tage, in denen 
Hunderte und Tausende von afghanisehen Soldaten zu den 
Rebellen überliefen, sind vorüber. (Defektionen fanden 
hauptsächlich von Mitte 1979 bis Anfang 1980 stall.) Vor· 
bei sind auch die Tage, in denen die Rebellen in der Lage 
waren. durch Angriffe auf Kasernen und Armeeposten große 
Mengen von Waffen zu erbeuten. 

Desweiteren sind die Operationen der sowjetischen Truppen 
in Afghanistan effektiver geworden. Die sowjetischen Kom­
mandeure haben sich. anscheinend nach anfanglichen 
Schwierigkeiten, dem Terrain in Afghanistan angepaßt. 
Ohne ihr Hinterland in Pakistan sähe es fUr viele Rebellen· 
verbände wohl schlecht aus; die afghan ischen und sowjeti­
schen Truppen haben es vermieden, die Gefechte nach Paki­
stan hineir.zutragen. 

Die amerikanischen. ägyptischen und chinesischen Waffen­
lieferungen an die Führer der Konterrevolution in Peschawar 
haben auch politische Auswirkungen innerhalb der Rebe!­
lenverbände. Kommandeure der Rebellen. die in Afghani­
stan kämpfen, sind wegen deren Waffenlicferungen auf die 
Führer in Pakistan angewiesen; nur in sehr wenigen Gegen. 
den des Landes scheinen die Rebellen stark genug zu sein, 
unabhängig von Pakistan operieren zu können. 

Die CIA-Unterstützung und die Hilfe aus.jlnderen Ländern 
dient also dazu, die verschiedenen miteinander zers trittenen 
Rebellenorganisationen zusammenzuhalten. Ihre ausländi­
schen Förderer, vor allem der verstorbene ägyptische Präsi­
dent Anwar al-Sadat. haben mehrmals versucht, die Führer 
der Konterrevolution zu einem formellen Zusammenschluß 
zu bringen_ Mit der Ausnahme einiger "Allianzen", die un­
m ittelbar nach ihrer Gründung auseinanderbrachen, ist 
durchaus nichts geworden - die Abhängigkeit der konter­
revolut ionären Führer von ausländischen Geld- und Waffen· 
lieferungen ist zweifellos der wichtigste Faktor, der sie da­
von abhält, sich untereinander noch mehr zu bekämpfen, als 
sie das ohnehin schon tun. 



Ein bedeutender Teil der aushindischen Unterstützung ver­
schwindel auf den Bankkonten der konterrevolutionären 
Führer_ Afghanischc "Flüchtlinge", berichtet The ~liddle 
East im Mai 1983, haben nun in vielen Geschäften in Paki­
stan einen AnteiL Die Preise auf dem Häusermarkt in 
Peschawar und Islamahad seien beträchtlich gestiegen, da 
einige der "Flüchtlinge" viel Geld mit sich brachten und von 
den l:SA und anderen Ländern großzügig unterstützt wer­
den_ (Oie Rede ist hier von den "Hüchtlingen", die unmit­
telbar nach der Revolution nach Pakistan kamen - den 
Großgrundbesit;(ern und den Geschäftsleuten und nicht 
von den Afghancn, die vor dem Krieg nach Pakistan flohe n.) 

Die Regierung Reagan wird, wie Shult;(IBesuch in I'eschawar 

deutlich machte, ihr Unterstützungsprogramm fUr die Kon­
terrevolution weiterführen_ Sprecher der Administration be­
haupten zwar, daß sie die Verhandlungen zwischen Afghani­
stan und Pakistan, in denen u.a. über eine Beendigung dieser 
Operation gesprochcn wird, unterstützen - ihre Handlungen 
sagen jedoch etwas anderes. 
Für die US-Regierung ist die Unterstützung der Rebellen 
eine billige Sache (bei einem Militärhaushalt von ca. 240 
Mrd Dollar im J ahr), und der Propagandaeffekt ist bedeu­
tend. Reagan hofft offensichtlich, daß die sowjetischen 
Truppen noch so lange wie möglich in Afghanistan bleiben 
müssen. Und ohne Auslandshilfe ftir die Konterrevolution 
würden die Rebellenverbände in Afghanistan sicher sehr 
bald an Kraft verlieren, was einen te ilweisen oder vollständi­
gen Abzug der sowjetischen Truppen ermöglichen würde. 
Ägypten, aus dessen Lagern viele der Waffen sowjetischer 
Bauart kommen. die die Rebellen haben, ist der Regierung 
Reagan ein williger Partner. Ägypten wird für Waffen be­
zahlt, die rur das ägyptische Militär nutzlos sind, und kann 
sich als verläßlicher Bundesgenosse der USA profilieren. 
Außerdem ist Ägypten nun so von amerikanischer Militär­
und Wirtschaftshilfe abhängig, daß es ftir Präsident 1I0sni 
Mubarak schlecht möglich wäre, nicht mit dem CIA zusam­
menzuarbeiten_ 
Wie es künftig mit der chinesischen Unterstützung ftir die 
Rebellen aussieht, bleibt noch abzuwarten. Sowje tisch­
chinesische Verhandlungen und Chinas Nervosität und Arger 

über Reagans Taiwan-Politik könnte die chinesische Regie­
rung zu einer Reduzierung oder Einstellung ihrer Hil felei­
stungen bewegen. 

Der pakistanische Diktator Zia ul-Haq hat andere Probleme: 
Anfangs erschien es rur ihn opportun, den Rebellen zu hel­
fen, um die afghanische Revolution, die von vielen in Paki­
stan posiliv aufgenommen wurde, zu Fall zu bringen. Die 
andauernde Präsenz der Rebellen und der "-lüchtlinge in 
Pakistan macht ihm nun aber zu schaffen. Oft verkaufen die 
Rebellen Waffen auf dem schwanen Markt ohne Rücksicht 
darauf, wer ihre Kunden sind_ Und zu den Käufern gehören 
auch Gegner Zias. 
Zudem kommt es mehr und mehr zu Spannungen zwischen 

den Pakistanis und den Afghanen. Oft verdienen die Paki­
stanis weniger Geld, als die Flüchtlinge von den Vereinten 
Nationen und anderen Hilfsorganisa tionen erhalten. Viele 
der ge n ohenen Feudalherren und auch Bauern haben ihre 
Herden mit nach Pakistan gebracht. Streitereien über Weide­
rechte, Wasser und Brennholz sind an der Tagesordnung. 
Zudem haI die pakistanische Regierung Schwierigkeiten, zu 
erklären, warum die afghan ischen Exilparleien offen tätig 
sein dürfen, während alle pakistanischen Parteien verboten 
sind. 
Es scheint, daß Zia ul-Haq genug hat. Gleichzeitig ist er aber 
auch auf die Finanzhilfe aus den USA angewiesen (über 3 
Mrd Dollar in 5 Jahren). Auch will er auf die Militärhilfe 
nicht verzichten, um gegen Indien aufrüsten zu können. Zia 
ist in der Klemme. 
Die Verhandlungen Afghanistan-Pakistan haben zweifellos 
Fortschritte gemacht. Auch mehrere Gespr'.iche des paki­
stanischen Außen ministers in Moskau signalisieren eine ge­
wisse pakistanische Verhandlungsbereitschaft. 
Allerdings: Nur Tage bevor die Verhandlungen Afghanistan­
Pakistan in Genf im Juni d.J. in die dritte Runde gingen, 
wurde vom Weißen Haus bekanntgegeben, daß man dort die 
Unterstützung ftir die " Freiheitskämpfer" verstärkt h abe_ 
Diese Unterstützung kann natürlich nur über Pakistan laufen 
- ein deutlicher Hinweis rur Zia ul-Haq , daß er sich am 
Riemen reißen soll: Ronald Reagan ist an e iner politischen 
Lösung nicht interessiert. 
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Obervolta 

Interview mit 
Thomas Sankara 

Das Volk soll und kann 
uns kontrollieren 

Seit ihrer Machtübernahme am 4.8.1983 habe n die linke n 
Militärs um Thomas Sankara die ersl(~ n Sc hritte z ur Errich­
tung revo lut io närer Institutionen in Übervolla getan (siehe : 
AlB 9/ 1983, S. 10-12). Bereits am 24 . August d.] . wurde 
eine neue Regierung gebildet. Ihr ge hören Mitglieder aller 
progressiven Orga nisatio nen, darunter de r Patriotisc hen Liga 
für die Entwicklung (L1PAD) an. 
Bei der Festigung des revolutionären Prozesses stützt sich 
die Regierung Sankara vor allem auf die Komitees z ur Ve r­
teidigung der Revolutio n (COR). Ihre Aufgabe buteht 
darin, auf wirtsc haft lichem , po litischem, sozialem und kul­
ture llem Gebiet e ine Anle itungs- und Kontro llfunktion zu 
übernehmen. Z ur Ver teidigung der Re volutio n ist jedoch 
auc h vorgesehe n, Mitglieder der CDR an de r Waffe auszubil­
den. In dem nac hstehenden Inte rview äuße rt sich de r Präsi· 
dent d es Nationalen Revolutionsrats Obervo ltas, T. Sankara, 
zu den Zielen der Revo lutio n und den Bez iehungen zu 
frankreich und Libye n. 
FR AGE: Was ist das Ziel der obervohaischen Revolution? 
T. SA>l KARA: Sie ist zunächst die angemessene Antwort 
auf eine Reihe von Fragen, die sich das obervohaische Volk 
im Lauf seiner Geschichte gestellt hat. 
Wir versuchen eben, das Glüc k eines Volkes zu verwirkli­
chen. Dies ist verschieden tl ich versucht worden. Der Kampf 
gegen die Kolon ialisten wurde von einer ganzen Re ihe von 
Par teien geftihrt, damals mit dem Verdienst, die Menschen 
gegen einen gemeinsamen und leicht identifizierbaren Feind 
mobilisiert zu haben: die Kolonialisten. Ein Nationalgeftihl 
entwic kelte sich zugunsten dieses Kampfes, der aber sehr 
schnell vom Gegner vereinnahmt wurde. 
Obwohl die Unabhängigkeit erklärt wurde (im August 1960; 
d . Red.), hatte das obervoltaische Volk nicht den Eindruck, 
als seien seine Probleme in angemessener Weise gelöst wor­
den , obwohl die Unabhängigkeit vorher genau als die 
Lösung dieser Probleme erschienen war. 
Die Unabhängigkeit in den afrikanischen Staaten war nich t 
die Antwort, auf d ie wir gewartet hatten , und dies erklärt 
auch die ersten Erschütterungen, die ersten Zusammenstöße 
nach Beginn der 60er jahre. Dies hat bei uns zur Entstehung 
oder En twicklung politischer O rganisationen geführt, die 
damals noch in der Il legalität waren. Auch sie verkörperten 
eine Hoffnung des Volkes. 
Der 3 . j anuar 1966 brach te dann die offene Konfrontation 
mit dem Regime und den Fall des damaligen Präsidenten 
Maurice Yameogo. 
Dies war ein Anfangspunkt: D ie Obervoltaer hatten begrif­
fen, daß weder die Kämpfe der Kolon ialzeit noch die der 
nachkolonialen Periode die Fähigkeit des Volkes zur Vertei­
digung seiner Interessen wirklich entfalten ko nnten. 
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Die politischeu Gruppierungen festigten sich dann. Und so 
begann man lU dieser Zeit von einer "O bervoltaischen 
Demokratie'" <:u sprechen . Aber diese I'arttien bewiesen 
klar, daß auch sie unfahig waren, die Probleme des Landes 
zu benennen und zu lösen. Tatsächlich wollten sie das auch 
Ir..!.r nicht. ( ... ) 
FRAGE: Schließen Sie daraus, daß das Mehrparteienprinzip 
Hir Obervolta nicht gut is t? 
T. SANKARA: Nein, das l\ lehrparteienprinzip ist n icht an 
sich schlecht. weil einander entgegengeset<:tc Kräfte ja 
schöpferisches Denken, geistige Kon kurrenz und Ansporn 
hervorbringen können. Wir meinen jedoch, es war diesen 
Parteien aufgrund ihrer politischen Perspektive, aufgrund 
ihres Charakters unmöglich, mehr als die Interessen einer 
Minderheit zu vertreten. ( ... ) 
FRAGE: Einer der Vorwürfe, die Sie gegen die Führer der 
jetlt verbotenen Parteien erhoben haben, ist, sich dem 
Imperialismus unterworfen <:u haben. Was ist das Hir ein 
Im perialismus? 
T . SANKARA: Unter Imperialismus verstehe ich nicht 
Länder im geograph ischen Sinn. Als die Amerikaner um ihre 
Unabhängigkeit kämpften und "Amerika den Amerikanern" 
riefen, schufen sie dam it eine Losung, die wir heute stolz 
aufnehmen, indem wir sagen "Afrika den Afrikanern ", denn 
dies ist eine allgemeingültige Wahrheit. 

Herbe Kritik an Frankreich 

FRAGE.: Aber dieser Imperialismus, war das nicht auch 
Frankreich? 
R. SAN KARA: Sicher, wenn ein Land Truppen sch ickt, um 
Massaker anzurichten, um einem anderen Land eine Ord· 
nung aufzuzwingen, nennen wir das Imperialismus. Alle 
Länder und Regimes, die so etwas tun, betreiben imperia. 
listische Poli tik. 
Dasselbe gilt, wenn man wirtschaftliche Beherrschung zwar 
sehr subtil, aber doch letztendlich wahrnehmbar organisiert, 
um dieses oder jenes Land a uszuplündern. Imperial ismus, 
das ist der Kapita lismus, wenn er Grenzen überschreitet, 
andere Länder besetll, der sich in seinen ursprünglichen 
Grenzen nicht mehr entwickeln kann und gezwungen ist, 
sich andere, schwächere Länder lU unterwerfen. 
Was f rankreich betrifft, so haben wir Beziehungen zu Fran· 
'losen, die wohl sagen, daß sie selbst gegen den Imperia. 
lismus sind. Man muß aber doch feststellen, daß Obervolta 
im j ahr 1983 trotz seines nationalen Revolutionsrau und 
trotz einer linken Regierung Hir Frankreich ein Land ist und 
bleibt, das einem System der Ausbeutung ausgeliefert ist, 
was wir Imperialismus nennen . 



FRAGE: Bedeutet nirht die Tatsarhe, daß Frankreich über· 
\'o[ta eine bedeutende tinanzhilfe gewdhrt, notwendigrr· 
weise ein Abhängigkeitsverhältnis, also Imperialismus? 
T. SANKARA: Die IJilfe, die Frankreirh übervoha gewährt. 
ist nicht lwangsläufig vom Willen :.:ur Ausbeutung und 
einem Paternalismus gepr-<lgl, der dem Neokolonialismus 
ähnelt. Es komnH aber darauf an festzustellen, ob die wah· 
ren Interess .. n des Volkes berilcksichtirlt werden. 

Statistisch läßt sich nachweisen, daß .'rankrc:ich uns in be· 
deutendem Maß unterstutzt. Diese lIilfe erfolgte jedoch im 
allgemeinen lugunsten dieses oder jenes Regimes, "on dem 
bekannt war, daß es von den Vo[ksmassen Obervohas abge. 
[ehnt wurde. ( ... ) 
Wird solche Hilfe da~egen dem Volk gewährt, kann dies zur 
Aufnahme von Beziehungen gegenseitiger Achtung zwischen 
dem französischen Volk und dem Volk von übervolla ruh· 
ren. ( ... ) 

FRAGE: Glauben Sie, daß frankreich sich am 4. August 
(1983: d. Red.) in die inneren Angelegenheiten Ober"o[tas 
eingemischt hOlt? 
'I. SANKARA: Wir wissen, daß frankreich vor dem 4. 
August dem !'rdsidenten Jun·Baptiste Ou<~draogo bedeuten· 
de Mengen an Waffen gel iden hat. Die Zahl der Telefonge· 
spräche hat sich vervielfacht, es gab l'läne. Wir wissen vor 
allem. daß Frankreich in übervoha als Haupturheber des 
Staatsstreichs vom 17. Mai gilt (am 17. ~Iai d.J. kam es zu 
einem Rechtspuuch gegen linke r-.litglieder in der Regierung 
Oufdraogo. siehe AlB 9/1983, S. 10·12; d. Red.). ( ... ) 
FRAGE: Könnte solch ein Verdacht künftig die Beziehun· 
genlwischen J'rankreich und Obervoha beeinträchtigen? 

T. SANKARA: Nein. Wir möchten aber, daß Frankreich 
eine vielleicht harte. aber objekti\'e Kritik akzeptiert. 
Wir werden zu denen in Afrika gehören. die es gewagt ha­
ben, Frankreich zu sagen, was man bei uns von ihm hält. 
Nicht um Frankreich und die Franlosen lU verdammen, 
sondern um klar.t.:umachen, was wir enragen und war wir 
nicht enragen können. 
FRAGt:.: Sie haben den Komitees zur Verteidigung der 
Re"olution die Aufgabe erteilt, dem Volk von Obervolta 
Bewußtsein zu vermineln. Wie weit kann man einem ganzen 
Volk ein Bewußuein einprägen, das es bis dahin nicht ge· 
habt hat? 
T. SANKARA: Offen gesagt, das halte ich rur unmöglich. 
Dagegen ist es möglich. bei einem Volk ein politisches Be· 
wußtsein lU entwickeln, das in Ansätzen bereits vorhanden 
ist. Unsere Aufgabe ist also erri.illbar. Wenn man in Ober­
volta das Konzept des Imperialismus erönert. so wissen die 
Obervohaer, was das bedeutet, wenn auch nicht so genau, 
wie man es sich wUnschen würde. Wenn man "on "Volks· 
feinden" spricht, können sie Namen nennen, Leute nennen, 
die :.:u Reichtum gekommen sind, indem sie sich über die 

Rechtt anderer hinweJ(geset.t.:t haben. 
FRt\GE: Was ist du Unterschied zwischtn Denumiation 
und dem Rat an die Bevölkerung, "Volksfeinde lU entlar· 
Vtn ..... 

T. SANKARA: Die Denunziation hat etwas \'on übler Nach· 
rede, will verletztn, ist oft Verleumdung. Wir ermutigen 
nicht dazu. 
.\ber die Tugend von jemandem. der \'erantwortung trägt, 
iSI. sich durchschauen zu lassen, ist, das Volk als schlechtes 
Gewissen :.:u akzeptieren. foür uns ist es heute unmöglich, 
selbst wenn wir es wollten. uns das Geld des Volkes anlueig. 
nen. dtnn durch die Verpnichtungen die wir eingegangen 
sind. ist es dem Volk möglich. uns zu kontrollieren. ( ... ) 

Ghaddafi ha t beachtliches geleiste t 

FRAGE: In der internatiOnalen I' resse. besonders der fran· 
zösischen. war viel davon die Rede. daß am 4. August ein 
"Pro· Libyer" an die r-.lacht gekommen sind. Welche Art von 
Beziehungen gedenken Sie I.U Libyen zu unterhalten? 
T. SANKARA: Libyen ist ein afrikanisches Land. Oberst 
Ghaddafi in ein afrikanischer Staatschef. Wir wollen lU 
allen afrikanischen Ländern hervorragende Beziehungen 
unterhalten. auch zu Libyen. Wir unterhalten zu diesem 
Land Bel:iehungen, indem wir seine Souveränität, seine Uno 
abhängigkeit und seine Ziele respektieren. 
Andererseits verlangen wir von ihm die Garantie, den ge· 
wählten Weg der Obervoltaer unbedingt lU respektieren. Wir 
meinen, es gibt diese Garantie. Darum beunruhigen wir uns 
nicht. 
Es steht mir nicht zu, die internationale Politik von Oberst 
Ghaddafi zu beurteilen. Doch dieselbe Presse, die ihn als 
Schreckgespenst darstellt. vergißt, daß dieser ~lann sein 
Land sprunghaft qualitativ \'erändert haI. Was er auf der 
Grundlage seiner politischen und ideologischen Uber.t.:eugun. 
gen geleistet hat, ist vom Ergebnis her beachtlich. Die 
Libyer haben heute Straßen. Schulen, Krankenhäuser. Uni· 
versitäten ... 
FRAGE: Ist das ein mögliches Vorbild für Obervolta? 
T. SANKARA: Es ist eine Hoffnung für alle Länder. Gewiß 
"crfügte Libyen mit dem Erdöl. diesem wichtigen Werheug, 
über eine ökonomische Basis. Aber das Erdöl hat nicht 
Oberst Ghaddafi entdeckt. Andere Länder sind auch reich. 
Glauben Sie. Südafrika ist nicht reich? Aber kann das Volk 
"on Südafrika über seineIl Reichtum verfUgen? Unter diesen 
Umständen können wir dines übertriebene Streben nach 
sozialer Gerechtigkeit nur unterstützen. Manche Länder 
fUrchten das Beispiel des Obenten Ghaddafi, weil er ihren 
Völkern ganz einfach leigt. daß man Reichtum auch lum 
Nutzen des Volkes verwenden kann. 
(Quelle: I.e Monde, Paris. 29.9.1983) 
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Nigeria 

Bernard Moije 

Wahlen als Augenwischerei 
In einer Anspra<::he an seine Mitbürger am 28.7.1983. kun: 
vor der Präsidentschaftswahl vom 6. August d.J., wies der 
nigerianische Staatschef Alhadji Shchu Shagari - der eiße 
Erneuerung seines Mandats anstrebte - auf diese "Besonder­
heit" des POlilis<::hen Lebens des Landes hin: "Nigeria ist das 
einzige afdkaniKhe Land, das kdnen politischen Gefange­
nen. keinen politischen Exilierten hat. Dies sind einige Bei­
spiele ftir den Kurs dieser Regierung und die Art und Weise. 
wie sie versucht hat, den Dialog und die Harmonie. die Ver­
söhnung und den Foruchritt in unserer offenen Demokratie 
zu fördern. 
[n der Tat ist in der im September 1978 verabschiedeten 
und am I. Oktober 1979 in Kraft getretenen nigerianisl:hen 
Verfassung ein für Afrika seltener politisdler Pluralismus so­
wie ein föderath·es System festgeschrieben, das die Macht 
dezentralisiert und auf 19 Staaten verteilt. 
Ihre Grenzen berücksichtigen die Notwendigkeit, die ethni­
schen, religiösen und lokalen Besonderheiten zu respektie­
ren . ebenso wie sie die Bildung von regionalen Gebilden zu 
vermeiden suchen, welche die nationale Einheit gefahrden 
könnten. Die Erinnerung an die Sezession Biafras (1967;d. 
Red. ) ist noch sehr gegenwärtig ... 
Nach einem knappen Wahlsieg bei den letzten Wahlen im 
Jahre 1979 - den ersten "zivilen" nach dem ersten l\'ilitär­
putsch 1966 - sah sich Präsident Shagari erneut mit seinen 
damaligen Hauptgegnern konfrontiert, die an der Spilze der­
selben politischen Gruppierungen standen. Denn die nigeria­
nisl:he Demokratie ist eine "begrenzte" Demokratie. 
Die Bundeswahlkommission (Fedel:o) . die auch den Ablauf 
des Wahlkampfes sowie die Wahlvorgänge überwacht, be· 
schränkt die Zahl der zugelassenen Parteien auf sechs. Der 
57 Jahre alte Präsident Shagari ist ein Mann aus dem 
mohammedanischen Norden, dessen politische Laufbahn im 
Schatten des Premierministers Sir Abubakar Tafawa Beiawa 
begann, der während des Staatsstreichs von 1966 ermordet 
wurde. Er kam aus dl':rselben Region und stand den feudall':n 
Klassen der Haussa-Stämml': nahe. 

Shagaris "offe n e Demokratie" 

Ebenso hat die Partei Shagaris, die t\ationall': Partei Nigerias 
(NPN), hauptsächlich das Erbl': des ehemaligen Nördlichen 
Volks kongresses von Balewa angetrl':ten, wobei sie ihre An­
hängerschaft allerdings durch die Gewinnung einer neuen 
Klientl':l, darunter zuletzt der ehemalige AnHihrer der Biafra· 
Sezl':ssion, Ojukuwu, vergrößert hat. 
Tatsächlich ist dil': /,\PN unter verschiedenen Bezeichnungen 
Sl:hon länger als. 20 Jahre an der Mal:ht. Mit den multinatio­
nall':n Unternehmen und dem nigerianischen Kapit al verbun· 
dl':n, hat dil': t\'PN alll': Sl:halthl':bel der Wirtschaft und des 
Staates bl':setzt. Währl':nd sie sich offizidl zu I':iner Politik 
des "Weder Ost noch West··, .. Weder Kapitalismus nOl:h 
Sozialismus" bekennt, hat sie sich zum Vorreiter dl':r Öff­
nung rur das Auslandskapital gemal:ht. 
Am 21. J uli d.J. pTäzisil':rte der Kandidat Shagari seine I'oli· 
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tik folgendermaßl':n, als I':r Fragen eines Joumalisten der 
Bunoesrundfunkgesellschaft Nigerias (FRCN) beantwortetI':: 
"Wir haben sowohl den ausländiSl:hen als auch den einheimi­
sl:hen Unternl':hmen jl':dl': erdenklkhe lIilfe zukommen las· 
sen.'· Bei den Wahlen von 1979 konnte die NPN außer 
ihrem lIaupterfolg, nämlich die Wahl ihres Führers zum 
Staatschef, 7 von 19 Staatsgouverneurspostl':n, 36 von 95 
Senatorenposten und 168 von 449 Abgl':ordnl':tI':nsitZe':n ge· 
winnen. 
Um sich eine Regierungsmehrheit zu sichern, war Shagari 
gl':zwungen, sich über einen längl':rl':n Zl':itraum mit Nnamdi 
Azikiwe, I':inl':m seiner größten Rivalen und Führer der 
Volkspartei Nigl':rias (t\' I'P), zu arrangieren. Dl':r 78jährigl': 
"Zik" war 1963 der erstl': Präsident des unabhängigl':n Nige· 
ria. Seine Doktrin der "Neuen Prosperität·', die': als tinl': 
"Misl:hung von Kapitalismus, Sozialismus und ... Prospl':ri­
tät" dargl':stdlt wird, vl':rdeckt nur schll':l:ht dil': Tatsal:he, 
daß sich die NPI' aufgeschlossl':n zeigt Hir Maßnahmen zur 
Senkung der Unternehmenssteuem, zur Zurücknahme der 
Nationalisil':rung der Bergwl':rke und der EIl':ktrizitätswirt· 
sl:haft sowie': zur Förderung ausländischer Investitionl':n. ( ... ) 
Bl':i den Wahlen von 1979 errang die NPP 3 Gouvernl':urs· 
sitZe':, 16 Senatorenposten und 78 Abgl':ordnetcnsitZe':. 

Obafl':mi Awolowo, Führl':r dl':r Einhtitspartei Nigl':rias 
(UPN), der bti dl':n Präsidl':ntschaftswahlen von 1979 von 
den 16 Mio abgl':gl':benl':n Stimmen 800.000 Stimnlen wl':ni· 
ger als Shagari erhil':lt, ist mit sl':inl':n 74 Jahren ein Veteran 
des Kampfes gegl':n den britischl':n Kolonialismus seit den 
30l':r J ahrl':n. 
An der Spitze einer sozial heurogenen l'artti - sie umfaBt 
Kapitalisten und traditiondie StammesHihrer _ , die in den 
südöstlichen Staatl':n mit Voruba-Bevölkerung l':influßreich 
ist, hat Awolowo in stinem Buch "Die Volksrepublik" die 



"Kapitalisten (gegeißelt), die sieh der Kontrolle liber den 
Staatsapparat bedienen, um ihren Geschäften Auftrieb zu 
geben und ihre Profite zu vergrößern." 
Obgleich die UPN für viele nigerianische Wähler als die 
Alternative zur korrupten und bankrotten ]'olitik der NPN 
erscheint, hat sie es nicht geschafft, in den von ihr verwalte­
ten Staaten ihre f ähigkeit zur Lösung der Problem e des 
Landes unter Beweis zu stellen_ Trotz einer "sozialistischen" 
Phraseologie hat die UPN nicht klar und deutlich die Not­
wendigkeit der nationalen Kon trolle über das transnationale 
Kapital hervorgehoben. Bei den Wahlen von 1979 erhielt die 
UI'N 5 Gouverneurs-, 116 Abgeordneten- und 28 Senatoren­
sitze. 

Die bei den letzten Wahlen von 1983 von Hassap. Yusufu 
geruhrte Volksbefreiungspartei (P RP) war durch das kürz­
liche Ableben ihres historischen führers Aminu Kano den 
Wählern gegenüber im Nachteil. Die PR]', deren Programm 
auf dem "wissenschaftlichen Sozialismus" basiert, und die 
strenge Maßnahmen gegen die Spekulation und uner­
schwingliche Mieten fordert, einen verstärkten Kampf gegen 
den Zionismus, die Apartheid und den Imperialismus beruf­
wortet, hatte bei den Wahlen von 19792 Gouverneurspo­
sten, 7 Senatoren- und 49 Abgeordnetensitze erhalten . 
Nach den Wahlen von 19 79 spaltete sich die PR I' jedoch in 
zwei flügel, wobei der eine ftir die Aktionseinheit mit der 
UPt\' von Awolowo und der andere mit der NPN von Shagari 
eintrat! 

Die Großnigerianische Volkspartei (GNPP), die wie im Jahr 
1979 von Alhadji Waziri Ibrahim geführt wird ein ehe­
maliger leitender Angestellter bei Unilever - , ist geschwächt 
durch ihre Spaltungen und die Ähnlichkeit ihrer lIauptfor­
derungen (so das freie Ul)ternehmertum) mit denen der 

NPN von Shagari. 19 79 hatte die GNPI' 2 Staats­
gouverneursposten, 8 Senatoren- und 43 Abgeordnetensitze 
gewonnen. 

1983 ist schließlich eine sechste Panei auf den Plan gelre­
ten. die nach den Wahlen von 1979 von der Fedeco regi­
striert wurde: die Nigerianische Fortschrittspartei (NAP), 
die von Tunji Braithwaite, einem jungen Rechtsanwalt, der 
sozialistische Ideen vertritt, geführt wird_ 

Während des oben erwähnten Radiointerviews. das I'räsident 
Shagari der FRCN gewährte, hatte er gewissermaßen das 
Scheitern der Wirtschaftspolitik zugegeben und seine defen­
sive Argumentation mit folgenden Worten umrissen: 
"Meine Gegner scheinen den Eindruck erwecken zu wollen, 
daß ich der einzige bin, der eine Sparpolitik verfolgt. Dabei 
verstärkt sich diese aufgrund einer Situation, die nicht nur 

ftir Nigeria typisch ist. Es gibt eine weltweite Rezession, die 
alle Teile der Welt trifft und uns noch stärker berührt. ein­
fach weil wir von einem einzigen Produktionszweig abhängig 
si nd. dem Erdöl. Nun sicht es so aus, als gäbe es in dieser 
Rezessio n Erdöl im Obernuß. Dies wirkt sich auf unsere 
Situation in Nigeria und unser ehrgeiziges J'rogramm aus. 
Die wirtschaftliche Rezession kommt in einem Augenblick. 
der rur uns zu den schwierigsten gehört." 
Als größter afrikanischer Erdölproduzent - 1982 wurden 
65 Mio t Rohöl gefördert - erlebte Nigeria einen Rückgang 
seiner Erdölproduktion von 11% gegenüber 1981 und von 
45% gegenüber 1979. Dabei machen die Einnahm en aus dem 
Erdöl 90% der Exponerlöse und 88% seines Haushalts aus. 
Die von der Bundesregierung ergriffenen Maßnahmen haben 
zu einem Rückgang der Importe und folglich der industriel­
len und kommerziellen Aktivitäten beiget ragen. Im Januar 
1983 hat die brutale Vertreibung von hunderttausenden aus­
ländischen Arbeitsimmigranten, von Beninern, Ghanesen, 
Nigeranern (s iehe AlB 4/1983, S_ 36-37; d. Red.) Afrika 
schockiert und die Aufmerksamkeit auf die Arbeitslosigkeit 
und das Elend in den Städten Nigerias gelenkt. 
Die wachsende Korruption ist ebenfalls der Preis ftir eine 
derartige Krisensituation. Was die "grüne Revolution" auf 
dem Land betrifft, so fehlten ihr die Mittel, hat sie keine 
wirkliche "10dernisierung der Landwirtschaft erreicht und 
durch die Landflucht zur Obervölkerung der Städte beige­
tragen. 
Was die im letzten Mai aufgenommenen Verhandlungen mit 
dem Internationalen Währungsfonds (IM F) betrifft, bei 
denen es um die Gewährung eines 2-Mrd-Dollar-Kredits mit 
dreijähriger Laufzeit geht, mit dem die Auslandsschulden 
bezahlt werden sollen (deren Zinsen 1983 1/4 der Erdöl­
exporterlöse ausmachen), so hängt deren Ausgang "von ei­
ner strafferen Leitung der nigerianiSChen Wirtschaft" ab; 
d.h. im Klartext von einer Zunahme der Arbeitslosigkeit 
und von Maßnahmen des Sozialabbaus ... 
Der IM F soll in erster Linie eine Abwertung des Naira, der 
nigerianischen Währung (I DM "" 0,3 Naira. Stand August 
1983; d, Red_), verlangen. 

Der Wahlkampf war auch durch das permanente Wiederauf­
leben eines mitunter ausgeprägten Regionalismus gekenn­
zeichnet. So läßt sich das Wanlergebnis des Kandidaten der 
UPN, der sich im Staat Congola um das Amt des Gouver­
neurs bewarb, Reverend Wilson Sabiya, mit 32,42% der 
Stimmen als eine "Anti-fo'ulani"-Abstimmung der ethnischen 
Minderheiten dieses Staates deuten. 
Die Beziehungen zwischen Ijaws, Jgbos und Ogoni! haben 
eine Rolle bei den Wahlen im Rivers State gespielt. Was den 
Präsidenten Shagari betrifft, so hatte sich dieser im Wahl­
kampf ftir die Schaffung eines vom Staat Kadura abgetTenn-
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tell St;>;Jte' Ka"lna ausgesprochen. Wie hat sich unter die,en 
Bedingungen die nigerianische Wählerschaft entschieden? 
Zunächst einmal. indem sie sich der Stimme enthielt: Von 
deli 65.304.818 registrierten Wählern sind fast 40 Mio bei 
den I'räsidentschafuwahlen vom 6. August d.J. zuhause ge­
blieben. Das bedeutet eille Wahlbeteiligung \'on nur 39%. Sie 
sind in etwas größerer lahl bei den Gouvemeurswahlen \'0111 
13. August :r.u den Wahlurnen gegangen (54%). 
Iki den Prasidentschaftswahlen vom 6. August ist schließ­
lich Präsident Shagari wiedergewähh worden. wobei er 
12.081.471 Stimmen erhielt (das sind 47.46% gegenüber 
33.8% im Jahre 1979). I\wolowo erhielt 1.901.209 Stim­
men. d.h. 31,06% (29,2% 1979): ALikiwe 3.557.113 Stim­
men, d.h. 13.97% (16.7% 1979); Vusufu 1.778.914 Stim­
men, d.h. 6,98% (10.1% 1979); Waziri 652.805 Stimmen, 
d.h. 2.56% (10,2% 1979); und Braithwalte 284.509 Stim­
men.d.h.I,l l%. 
~Iit einer deutlichen Verbesserung seines Wahlergebnisses 
gegenüber den vorhergehenden I'räsidentschafuwahlen 
wurde demnach Shagari der. wie es die Verfassung ver­
langt, mehr als 25% der Stimmen in Zweidrillei der 19 Staa­
ten erhielt _ erneut zum I'r'.i.sidenten Nigerias gewählt; ohne 
allerdings die Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu erhal· 
ten, und mit den Stimmen von lediglich 18.5% der eingetra­
genen Wähler. 
Die Ergebnisse der SenaISwahlen (55 von 85 Sitzen rur die 
NPN) und der Gouverneurswahlen (13 ruf die NPD. 2 für die 
NI'P. 1 rur die PRP. 3 für die UPN) stärken jedoch die 
Position Shagaris, denen Partei große Einbruche in die 
Wahlerschaft der anderen reaktionären Parteien (GNPP und 
NPP) sowie der PRI' erzielt hat. die durch den Tod ihre' 
Führers desorientiert war. 

Die Gewerkschaftsfronl 

Das verbesserte \\Iahlergebnis von Obafemi Awolowo ~ dem 
man das von Braithwaite hinzumgen könnten - ist fre ilich 
ein Zeichen darür, daß sich trotz des begrenzten Charakters 
ihrer Kritik an der Regierung in imlner stärkerem Maße eine 
Oppositio n gegen die von Shagari betriebene Politik heraus­
bildel. 
Es sei noch hltwugerugt, daß zahlreiche Betrügereien das Ab­
schneiden der verschiedenen anderen Parteien außer der 
NPN von Shagari verschlechtert haben ... 
Die Protendemonstrationen, die darauf folgten. kosteten 
Dutzende von Opfern! So bemerkenswert im übrigen die 
nigerianische .. Demokratie" auf dem Kontinent ist. sie iSl 
doch weit davon entfernt ...... irklich frei zu sein. 
So weigerte sich 1979 die Fedeeo. die Sozialistische Partei 
der Werktätigen Nigerias (SWPP) zu registrieren, obwohl sie 
in 13 \'erschiedenen Staaten verankert ist. Die SWPP, die 
Partei der Kommunisten Nigerias, hatte ihren Griindungspar­
teitag im November 1978 abgehalten, wobei sie die Linie 
der Sozialistischen Arbeiter· und Bauemparlei fortsc:tzte, 
die 1963 gegründet und bei dem Militärputsch \'on 1966 
verboten ..... orden war. 
Im gewerkschaftlichen Bereich hatte die nigerianische Arbei­
terklasse damals nur 100.000 organisierte Arbeiter. Heute 
gehören mehr ab 4 Mio Menschen zum Nigerianischen Kon· 
greß der Arbeit, der einzigen Arbeiter"entrale des Landes, 
wo sich trotz aller Repressalien der Regierung eine echte 
Linkstradition gehalten hat. Und während Shagari sich auf 
polit ischer Ebene vor einer Verschärfung seiner SparpoHtik 
gegen jede überraschung abgesichert zu haben scheint, ist 
die Gewerkschaftsfront vielleicht diejenige. wo sich am be­
sten eine im Volk vorhandene Unzufriedenheit ausdrücken 
wird, die durch die Ergebnisse der letzten Wahlen verschlei· 
ert wurde. 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 305/26.9.1983, S. 21.23) 
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AlB _\11 t .. 

1/83: Bundesrepublik und 3. Welt 
Mit folgenden Beiträgen: 
Bilanz der Entwicklungspolitik der soziaJiberaJen Kolilion _ Neokolo­
nialistische Weltmacht BRD ~ eine DatenObersieht _ Die Dritte­
Welt-Konzeption der RechtskoaJi\ion KohVGenscher _ Dokumente 
rur Dritte-Welt·Politik der CDUICSU • Vormarsch der bundesdeut­
sehen Multis in der Dritten Welt • Oie stetige Ausweitung der 
BRD-Rostungsexporte 
36 Seiten DM 2,-

2/83: Chile 
Mit folgenden BeItrIgen: 
Einschätzung der aktuellen lage . Stimmen der linksopposi\ion: Sta­
tements von C. Almeyda (PS), G. Dias (MIR), l. Corvalan (PCC) und 
A. Sule (PR) • H. Cuevas (eNT) zur Rolle der Gewerkschaften . Bun­
desrepublik und Chile: Beiträge von G. Stuby und H. D. Vetter, Fakten­
übersicht • Materialien des Chile-Kongresses von Münster 
24 Seiten 2,- DM 

3/82: EI Salvador 
Mit folgenden Beiträgen: 
EI Salvador - kein neues Vietnam . Soziale Veränderungen im Griff 
der Oligarchie . Von der ~Reform·iunta zum Krieg gegen das Volk 
• Der Befreiunaskampf der FMlN/FDR 
40 Seiten DM 2,50 



. Weltwirtschaft 

Rainer Falk 

Zur Washingtoner Jahrestagung 
von I und Weltbank 

1m vielbeschworenen "Nord-Süd· Dialog" ist rur die Ent­
wicklungsländer gegenwärtig so gut wie nichts zu holen. 
UNCTAD VI im Juni 1983 und mehr noch die gemeinsame 
Jahrestagung des Internationalen Währungsfonds (IM F) und 
der Weltbank vorn 27.-30. September 1983 demonstrierten: 
Die zur Zeit bestehenden KräftevC'rhältnisse bieten keinen 
Raum ruf eine grundlegende Reform des internationalen 
Währungssystems. rur neue Fonds zur internat ionalen EIlI­
wicklungs finanzierung oder ruf ambitiöse Programme zur 
Stabilisierung der Rohstoffpreise, wie sie die Entwicklungs­
länder seit langem fordern. 
Die Elemente des neuen, mehr und mehr von den führenden 
kapitalistischen Industrieländern bestimmten Schemas im 
"Nord-Süd-Dialog" sind: Schuldenmanagement, " Freihan­
del" zum Nutzen der Starken und "Freiheit" des internatio­
nalen Kapitalverkehrs zum Schaden der Schwachen. Die 
Schlüsselrolle bei der Durchsetzung dieser Ordnung rallt 
ironischerwcise jener Institution zu, die die Entwicklungs­
länder im Rahmen einer Neuen Internationalen Wirtschafts­
ordnung von Grund auf demokratisieren wollten, dem Inter­
nationalen Währungsfonds. 

010 10 höchslYerschuldebon 
staaten derWeIl 

GesamtverschuldlM10 
In Mrd. Dollar 

Argentinien 

I Südkorea 
Venezuela 
I Fblen 

I Indoneslen 

I Ägypten 
I Philippinen 

Chile 

Dabei werden von den Vertretern der herrschenden Meinung 
durchaus die Gefahren wahrgenommen. die von dem enor· 
men Sehuldenberg der Dritten Welt (siehe dazu auch: AlB 
6/1 983, S. 32·34) ausgehen. 
IMF·Direktor Jacques de Larosihe warnte in Washington 
vor unkalkulierbaren Folgen rur die wirtschaftliche und 
finanzielle Stabilität der Weh. wenn die bereits im Frühjahr 
des J ahres 1983 beschlossene Mittelaufstockung rur den 
Fonds um knapp 50% wegen der ablehnenden Haltung des 
US-Kongresses nicht rasch zustandekomme. 1 Und die Wirt· 
schaftswoche sah in der TalSache. daß die Dritte Welt in 
Washington bei den wichtigsten Entscheidungen mit "Nein" 
stimmte, gar den "Beginn des Aufstands". 2 

Der " Beginn des Aufstands" 

Doch die "Aufständischen", um im Bilde zu bleiben, ver­
mgen im I~' I F, wo sieh der Einfluß nach den Kapitaleinlagen 
t"Quoten") bemißt, lediglich über 11,7% der Stimmen. Die 
unangefochtene Pdsition der kapitalistischen Industrieländer 
im I~ I F macht diesen zu einem idealen Instrument zur 
Durchsetzung ihrer Interessen. 

Die Washingtoner E.rgebnisse im einzelnen: 

• Konnten die Mitgliedsländer bislang im Falle von Zahlungsbilanz· 
schwierigkeiten in drei aufcinanderfol~nden Jahren je 150% ihrer 
Kapitaleinbge als K""dit in Anspruch nehmen, so wurde diese 
Kreditobergrenze jetzt auf 102% pro Jahr ~kiin:t; in besonden kras- . 
sen Zahlungsbilanzengpässen können Enlwicklungsländer bis Zu 
125% ihrer Kapitaleinlagen als Kredit erhalten. Ob diese drastische 
Einschränkung der Kreditmöglichkeilen durch die im Frühjahr be· 
schlossene Quotenerhöhung um 47,5% aus~glichen werden kann, ist 
bislang fragwürdig: Bis Ende September hatten erst 48 von 146 IMF· 
Mitgliedern die Erhähung ratifiziert, was einem Quotenanteil von 
etwa 26% enUpricht. Damit die Maßnahme jedoch in Kraft tritt, 
müssen mindestens 70% der Neueinlagen zusammengekommen sein. 
Die künftige FunktiolUfahigkelt des Fonds hängt deshalb davon ab, 
ob die Reagan'Administration den amerikanischen Kongreß doch 
noch zur Bewilligung jener 8,4 Mrd Dollar bewegen kann, die den 
Anteil der USA ausmachen. 

• Auch die 1~1F·Schwesterorganisation Weltbank wird in Zukunft 
mit weni~r Geld auskommen müssen, als manche gehofft hatten. 
Die Weltbank-Unterorganisation IDA (International Deve\opment 
Association), die Niedrigzinskredite an Entwicklungsländer vergibt, 
soll nach den Vorstellun~n von Weltbank-Präsident A.W. Clausen im 
Jahr 1984 16 Mrd Dollar erhalten, während die meisten kapitalisti· 
schen IndustrieHinder lediglich 12 Mrd und die USA gar nur 9 Mrd 
Dollar bewilligen wollen. Die Verhandlungen um die Aufstockung 
der IDA·Mittei gelten daher als vorläufig gescheitert. 
Unler dem Druck der Reagan·Administnl.lion dürfte die Weltbank 
jetzt vor allem den Privatim'estitionen eine größere Bedeutung bei­
messen. Dieser Trend zeigte sich schon im Geschäftsjahr 1983, in 
dem die rur die Förderung pri\'ater Wirtschaftsuntemehmen in Em· 
wicklungsländern zuständige Weltbank·Filiale IFC (International 
Finance Corporation) ihre Kreditvergabe um 38% steigern konnte 
(Weltbankkredile 16%).3 
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• Oie ruf die Entwicklungsländer schmerzlichsten BCKhlüs$( der 
WathinglOner Jah~nagung halten die Hmf gTöRten Kapitalistischen 
Industrieländer (USA, BRD, Großbritannien, Japan, Frankreich) 
IChon zwei Tage vor dem offiziellen KonfcrelUbcginn ge faSt. Darul<;h 
roll der I ~IF, was die Miltclciß!chrJnkun~n verständlich macht, wie­
der auf seine ursprunghchc Rolle als Finanzier uilwciliger Ober­
brückungsbilfcn bei Zahhmgsbi lam:dcfIzitcn zurik~ftihrl werden, 
~so künftig keine dauerhaften Defizite mehr finanzieren. Die um­
strittenen wiruchafupolilischcn Aunagen, die der L\l F an die Vc:r­
gab<: von Krediten km.ipft. ,ollen kiinftig noch wei ter \'c<scharft wer­
dcn.4 

Was bedeutet dies alles? Zunächst muß man sich Ycrgcgcn­
"~,j rtigen, daß \-on den rund 40 Staaten der Dritten Welt, dic 
sich in dcr Vergangenheit gcgcnuber dcm 11\1 F' im Zusam­
menhang mil dcr Inanspruch nahme von Krediten - zu 
dct ai liie rten w irISch afupol i tischen "Sanieru ngsmaßnah­
mcn" verpflichtet hatten, etwa die lIälfte nicht in der LagC' 
war, diese Auflagen einzuhalten. Dies mhrt in der Regel 
dazu, daß der Fonds die Auszahlung weiterer Mittel stoppt , 
wiC' im Fall Brasiliens geschehC'n (siehe Beitrag von j. Küh­
nert). 
In den letzten 2 j ahren mußten fast ebenso viele Entwick­
lungsländer ihre z:u Marktbedingungen aufgenommcnen 
Kredit e ulllschulden wie in den vorausgegangenen 25 jahren 
zusammengenommen. Das insgesamt zur Umschuldung an· 
stehC'nde Krcditvolull1C'n, aus dem dic Verpflichtungen 
durch die Empfängerländer nicht mehr beglichen werdC'n 
können, dürfte 1983 die Rekordhöhe von 37 Mrd Dollar 
erreichen; noch 1980 hatte es bei 3,7 Mrd. 1982 bC'i 10 l\Ird 
Dollar gclegen. 5 

UmschuldungsabkommC'n, die' stC'U unter der Regie des 11\1 F' 
durchgeHihrt werden. bescheren den in t' inanznot geratenen 
Ländern in der Regel verschärfte Auflagen ftir die nationale 
Wirtschaftspolitik. Zudem laufen sie darauf hinaus, daß d;'c 
Rückzahlungslast in die Zukunft vcrlagert und die Zinszah­
lungen insgesamt höher werden. 
Das heißt, daß die Cesamtverschuldung der Entwicklungs­
länder, die heute schon bei über 700 Mrd Dollar liegt, mit­
samt den damit "erbundenC'n Abhingigkeiten, weiler an­
wachst. Und schon heute ist das Schul?envolumen der Drit­
ten Welt durch die Exporte dieser Länder nicht mehr ge­
deckt; allein die mittel- und langfristige Verschuldung stieg 
von 76% der Exportc im jahre 1980 auf 104% im jahre 
1982. 
Die daraus folgenden "Liquiditätsschwierigkcitcn", Zah­
lungsengpässe und sonstigen Konsequenzen flir dic Entwick­
lungsländer flihren ihrC'rseits das gesamtC' kreditflnanzierte 
Wachstums-, Entwicklungs. und IndunrialisiC'rungsmoddl in 
die Sackgasse, und zwar aus folgenden Grunden: 
Die Aunagenpaketc des IMt· umfassen bekanntlich Maßnah ­
men, die sich vordergründig auf die Wiederherstellung der 
Zahlungsbilanzgleichgewichte richten. Dies soll dadurch ge­
schehen, daß u.a. lIaushahsdcfizite verringert, die staat-

64 

lichen Sozialausgaben und Subventionen (z.B. rur Gnmd­
nahrungsminc1) gestrichen, die Löhne begrenzt oder gesenkt 
und die Importe reduziert werden. Das neoliberalc SJ.nie­
rungskonzept a la fo-riedman vermag zwar kurz fristig lah­
lungsbilanzdefizite zu verringern; die dadurch hC'rbeigcftihr­
tC'n Schaden rur die Produktionsstrukturcn und d ie sozialcn 
Verhältnisse ubertrcffen dicsen "Vorteil" jedoch bei wei· 
tem: Wahrend die sozialen Einschränkungen vor allem die 
verarmte ~Iasse der Bevölkerung trifft und dC'n soz:ialen 
SprengslOff noch wC'iter e rhöht. bringt die \'erordnete Im· 
portdrosselung die industrielle Entwicklung z:um Stillnalld. 
i\'otwendige Vorprodukte können nicht mehr eingeruhrt. 
Kapazitatcn müssen stillgelegt und du industrielle Produk· 
tionsausstoß gesenkt werden. 
Da die ninnenmiirkte infolge der kaufkraflbesehränkC'ndell 
1\laßnahmen und die industriellen Expoftkapa zitäten infolgC' 
der Importeinschränkungen schrump fen, werden gerade die­
jenigen Länder. die in den letzten Jahren als "Schwellenlän­
der" der Dril1en Welt Industrialisierungserfolge aufzuwei!cn 
hatt en, kiinftig wieder verstarkt auf ihre traditionelle Rolle 
ab Rohstoffexporteure >:uruckverwiesen werden. Denn dies 
ist die einzige Domäne, wo Exporterfolge ohne große Vor· 
lci5lungen er>:ieh werden können, vorausgesetzt freilich, die 
Weltmarktnachfrage ist entsprechend günstig. 

An dieser Obcrlegung wird zweicrlei deutlich: Zum einen 
laufen die Ergebnisse der IMt'-Therapie ihrer Cnmdüberle­
gung >:uwider, wonach die Aufnahme \'on Auslandsschulden 
eine exp0rlorientiertes Industrialisierungsprogramm ermög­
liche. I.um anderen bedeutet die absehbare Rtickverwand­
lun J{ selbst der "Schwc1knländer" in bloßC' Rohstoffanhäng­
sel der kapitalistischen Metropolen. daß dercn konjunkturc1-

le Entwicklung - einschließlich der Lösung der Verschul· 
dungsprobleme langfristig fest an die Konjunkturcntwick­
lung in den Metropolen angekoppelt blcibt. 

l:.s kommt also nicht von ungefahr, daß seit dem Westgipfcl 
in Williamsburg vom Mai 1983 wiedC'r verstärkt dic ,.Loko­
motiventheorie" strapaziert wird, wonach die Konjunktur in 
dcn USA das Zugpferd bei der überwindung der Wirt­
schaftskrise in allen nachfolgenden CliedC'rn der kapitalisti­
schen Weltwirtschaft darstelle. 

Diese Doktrin beinhaltet allerdings hinsichtlich der l'erspek­
tiven der VC'TSchuldungskrise der Dritten Welt eine Reihe 
von Fußangeln. Vom InterC'ssenstandpunkt des internatio­
nalen Großkapitals, besonders der USA, ist zwar gegen dic 
beschriebene Reorganisation dC'r internationalen Arbeits­
teilung wenig einzuwendC'n. da sie womöglich liistige Kon­
kurrenz vom lIalse schafft. 
Den Vertretern der internationalen Finam:institutionen. der 
Bankenwelt und andcren westlichen Regierungen hingegen 
bereitet das Krisenmanagement der Verschuldung ernstes 



Kopfzerbrechen. Beispielsweise gesleht der Präsident der 
Bank rur Internationalen Zahlungsausgleich, Fritz Leutwiler, 
ein, daß eine grundlegende Obenvindung der Schuldenpro­
bleme mittelfristig nicht in Sicht sei. 6 

Im Widerspruch dazu bleibt der auf der Washingtoner jah. 
restagung zur Schau gestellte Optimismus auf diesem feld 
an einige fragwürdige Voraussetzungen geknüpft. Das ~lana ­

gement der internationalen Verschuldungskrise könne er­
folgreich sein, so sagt eines dieser favorisierten Szenarios, 
wenn folgende Bedingungen einträfen; ein Wirtschafts­
wachstum der westlichen lIauptländer (OECD) von 2.5-3% 
in den jahren 1984-86; eine kräftige Ausweitung der Expor­
te der Entwicklungsländer; ein Rückgang des Prote ktio­
nismus (Schutzzölle u.ä.) der kapitalistischen Industriestaa­
ten; e ine weitere Absenkung des gegenwärtig mr die Ent­
wicklungsländer unerträglich hohen Zinsniveaus auf dem 
internationalen Kapitalmarkt; und schließlich ein wieder 
steigender fluß bilateraler und multilateraler öffentlicher 
Kredit e zu günstigen Bedingungen. 7 

Die herbeigesehnte Erholung der kapitalistischen Weltwirt­
schaft von ihrer tiefsten Krise seit den 30er Jahren dürfte 
jedoch - nach allen vorliegenden Prognosen - brüchig, un­
gleichgewichtig und niedriger als erwartet bleiben. 
Die augenblickli chen Wachstumsptognosen rur die OECD­
Länder schwanken rur 1984-86 zw ischen jahresdurchschnitt­
lieh 2 und 3%. Es scheint jedoch so, als ob die USA - im 
Vergleich zu ihren Konkurrenten in Westeuropa - mit über­
durchschnittlich starken Wachstumsraten aus der Krise her­
vorgehen würden. 
für die Dritte Welt dürfte demgegenüber im jahr 1983 das 
Pro-Kopf-I;;inkommen zum dritteil Mal in Folge fallen. I--ür 

Lateinamerika ist ein im jahr 1984 weiterer Abfall des Na­
tionaleillkommem vorhergesagt. während Afrika und Asien 
nach einigen Prognosen mit einer zaghaften Erholung ihrer 
Wachstumsraten rechnen können. Dennoch sagt die Welt­
bank rur Afrika voraus, daß dieser K~)fltine llt bis [995 Ilich' 
das I'ro-Kopf-Einkommen von [97U erreicht haben wird. 8 

Während einem kräftigen Exportwachstum der Dritten Welt 
die stärker werdende Zuflucht der Westmächte zum Protek­
tionismus en tgegensteht, sehen alle Prognosen einen weite· 
ren Rückgang des Leihkapitalflusse$ in die Entwicklungslän. 
der voraus. 
Insgesamt ergibt sich so ein Bild, in dem die Entwicklungs­
länder immer stärker an den Rand der Weltwirtschaft ge­
drängt werden. Da sie immer welliger lU verlieren haben, so 
argumentieren einige . könnteIl sie fruhcr oder später zu dem 
Schluß gelangen, daß es besser sei. von sich aus die Regeln 
dieses Systems aufkündigen und z.B. einseitig ein Morato­
rium ihrer Schulden zu vermgen. 
Die Schuldnerkonferenz \'on Caracas Anfang September 

1983 haI jedoch eher gezeigt. daß die Schwachen in Zeiten 
der Krise selbst nach dem geringsten individuellen Vorteil 
greifeIl und die kollektive Solidarität brüchig wird. Das 
Schicksal der meisten herrschenden Klassen der Entwick­
lungsWnder ist schließlich auf Gedeih und Verderb mit dem 
fongang des internationalen f-"inanznusses verkoppelt. 

Anmerkungen: 
[) Vgl. Handelsblatt. 28.9.[983 
2) Wirtschaft",vocbc, NT. 40{30.9 .[983 
3) Daten nach; Newsweek, New York, 10.10.1983; Weltbank-Jah­

resbericht 1983, Washington 1983 
4) Vgl. Wirtschaftswoche, Nr. 40/30.9.1983 
5) Daten nach; Weltbank·Jahresbericht, ... a.O.; Finanzierung und 

Entwicklung, September 1983 
6) Vgl. Handelsb13t1, 28.9.1983 
7) VgI. lnternational Herald Tribune, Paris/Zürich. 22.9.1983 
8) Laut: South, London, Oktober 1983 
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Friedens- und Solidaritätsbewegung 

Herbstaktionen und Dritte Welt 
Sonn, 18. Oktober 1983. Tag des Antimilitarismus und der inter­
nationalen Solidarität im Rahmen der bundesweiten Aktionswoche 
riir den Frieden. Vor dem Büro der Waffenfirona Heekler & Koch in 
der Gon:h·Fock.-Str. I wird eine Gruppe von Menschen mit \'crbun· 
denen Augen vorgeführt. Ein Trupp Soldaten stellt sich auf, legt das 
G.,wchr an und feuert. 
Die Szene ist gestellt, die Gewehre sind Attrappen. Doch das bundes· 
deutsch .. G-3·Gewchr. das eben diese firma herstellt und vertreibt, 
ist heUle in über 40 Ländern, vor allem der Donen Welt, im Einsatz, 
meist in der Hand von Diktaturen reaktionärster Art. 

Szenenwechsel: 21. Oktober 1983, Karl·Marx-AUee, Bonn. Ober 
1.000 Mitglieder von Friedens- und Solidarilätskomitccs blockieren 
fojr drei Stunden du Bundesministerium rur wirtschaftliche Zusam­
menarbeit, BMZ. Werner Rät:t ~om Koordinationskreis Dritte Welt 
zum Verlauf der Aktion: "Die Aktion hat ihr Ziel, eine ganztägige 
lIlockade des BMZ, nicht erreicht. Das hat manche Teilnehmer ent­
täuscht und die bürgerlichen Politiker und Medien ~on einem Schei­
tern sprechen lassen. Ich kann diese Einschätzung nicht teilen. Es 
war un$Cr politisches Anliegen, die Diskussion um die Entwicklungs· 
politik der Bundesregierung zu forcieren. Das ist uns voll gelungen." 

Aufste hn auc h für N ikaraguas Frieden! 

Oie Blockierer erheben Protest gegen die Einordnung der Bonner 
Dritte·Welt·Politik in die GlobalSirategie der Reagan'AdminiSiration, 
die ~on B~IZ-Chef Jürgen Warnke (CSU) propagiert wird. Sie hat 
beispielsweise: seit dem 1.1.1983 zum Auszahlungsstopp der Entwick­
lungshilfe an Nikaragua geführt und soll ab 1984 ihren Niederschlag in 
lIilfnahlungen an das Völkennord·Regime EI Sal~adors finden. 
Deutlich gemacht wurden die$C Ziele in einer sich an die Blockade 
anschließenden Demonstration durch die Bonner Innenstadt, ~orbei 
an Einrichtungen, an denen sich die Dritte·Wclt·Politik der Bundes­
regierung und die Politik reaktion~rer Regimes exemplariKh fest­
machen läßt. 
Erster Zielpunkt war. die Deutsche Bank, die zu den größten Ge· 
schäftemachern mit dem siidafrikanischen Rassistenregime zählt. Bei 
der Deutsch·SüdafrikaniKhen Ge$Cllschaft warfen die DemonHran· 
ten südafrikanische Werbeprospekte aus dem Fenster. Abschließend 
hohen die Demonstranten an der philippinischen Botschaft die 
Nationalflagge ein und verbrannten sie. 

Die beiden Aktionen stehen beispielhaft dafür, wie sich die Solidari· 
tätsbewegung mit ihren Anliegen eigenständig in den .,heißen 
Herbst", die Aktionstage ~om IS.·22.IO.1983 der Friedensbewe· 
gung, eingeschaltet hat. "Eine wachsende Zahl von Menschen", be­
tont Jurgen JaKoby, der die Dritte·Welt-Bewegung im Koordinations· 
ausschuß der Friedensbewegung vertritt, ,,zeigt heute auch, daß sie 
die direkte und indirekte Unterstüuung der US·amerikanischen Polio 
tik gegenüber den Ländern der Dritten Weh dun::h die Bundeuegie· 
ru'lg ablehnen. Sie verurteilen die Ausrüstung von Regimes, die Men· 
schenre.:hte verachten und mit Blut und Terror regieren, mit Waffen 
aus der Bundesrepublik. Sie sehen nicht 'unsere ölintereSKn vertei· 
digt', wenn die Bundesregierung mit der NATO·Arbeitsteilung Ent­
lastung für militärischt' Abenteuer der USA in sog. Krisengebiett'n 
schaff!. Das Nein gegen die Politik der Bundesugierung gegen die 
Stationierung von Pershing 11 und Cruise Missiles wird heute verlJUn· 
den mit dem Ja zur friedlichen Zusammenarbeit, der Gleichberech· 
tigung und Gewaltlosigkeit zwischen den Völkern und der Solidarität 
mit unscr~n ausländischen Mitbürgern." 
Für den 18. Oktober haHe der Koordinationskreis 3. Welt (KK3W), 
d~r di~ Aktivitäten der Solidaritällibewegung mit der Frit'densbewe· 
gung bundesweit koordiniert (in ihm arbeiten mit: AAB, Anti· 
imperialistisches SolidaritäUkomit~e, Arbeitsgemeinschaft der Dritte· 
Welt·l..äd~n, Bundcskongreß entwicldungspolitischer Aktionsgrup· 
pen, Inform3lionsstellen EI Salvador und Guatemala, Infonnations­
büro Nical1lgua und Freundschaftgesellschaft BRD·Kuba), zu einem 
Diskussionsforum über "Frieden und Dritte Welt" nach Bonn einge. 
laden. 
Vertreter von Befreiungsb~wegungen, Aktivisten aus Solidaritäts­
und Dritte·Welt-Gruppen, Politiker und Journalisten informierten 
und diskutierten hier noch einmal über die vieWiltigen inhaltlichen 
Verknüpfungen zwischen der wachsenden Kriegsgefahr in Europa 
und den Dauerkrisen in der Drillen Weh. 

Allen diesen Kriegen, so meinte u.a. Prof. Walter Kreck, der das 
Einlcitungsstatement hielt, lägen auch strukturelle Gewaltul"$ilchen 
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zugrunde. Solange diese fortbestünden, dürfe die Friedensbewegung 
hierzulande nicht in einen "prinzipiellen Pazifismus" verfallen, wenn· 
gleich wichen Auffauungen 31lgesichu der langen Tl1Idition des 
deutschen Militarismus unser Respekt gehühre. Aber gerade hier 
zeige sich, wie die Friedensbewegung von der Solidaritätshewegung 
lernen könne. Kampf Hir den Fried~n und bewaffneter Befreiungs· 
kampf, der Gewalt als letztes Mittel zur Erreichung seiner tegitimt'n 
Ziele einsetzt, seien eben kein Gegensatz. 
Die unmittelbarste gemeinsame Betroffenheit von Friedens· und Soli· 
daritätsbewegung, das zeigte da$ Diskussionsforum, - geht heute von 
der aggressiven Globalstrategie der Reagan·Administration aus. Die 
Raketenstationierung als konzentriertester AusdruCk dieser Strategie 
in Europa wird auch von der Dritten Welt als Bedrohung empfunden, 
sci es, daß die neucn Raketen sich (siehe Stationierung in Sizilien) 
auch unmittelbar gegen den Nahen Osten und Nordafrika (Libyen!) 
richten. sei es, daß sie in Ländern der Dritten Welt selbst stationiert 
werden sollen (Südkorea!), sei es, daß sie als Erstsch!ags· und Em­
hauptungswaffen die sozialistischen Länder bei ihrer Solidaritat mit 
Befreiungsbewegungen in Schach halten sollen, oder sei es, daß sie 
den weltpolitisch~n Spielraum West~uropas ein~ngen, indem sie es 
zur ,.Geisel" in der Atomstrategie der USA machen. 
Es gab also für die Dritte·Wclt·Szene genug Griindt', sich an den 
Herbuaktionen der Friedensbewegung zu beteiligen (mehr ab in die­
sem kur~en Bericht genannt werden konnten!). Eine vorläufige 
Bilanz dieser Beteiligung fallt positiv aus: 
• Ober I S.OOO Friedensinitiati\'en und Solidaritätskomitees beteilig­
ten sich bundesweit am Tag des Antimilitarismus und der internatio· 
nalcn Solidarität unter dem Motto "Unser NEIN zu den Raketen 
heißt: JA zum Widerstand gegen Militarismus - JA zur internatio· 
nalen Solidarität". 
• Die B~IZ-Blockade lenkte die Aufmerksamkeit der öffentlichkeit 
auf die Fragwürdigkeit der Politik dieses Ministeriums. das sich an· 
sonsten gern darum bemüht, .. die Hilfsmaßnahmen so zU kanalisieren 
und darzustellen, daß der humanitäre Charakter im Vordergrund 
SIcht" IKonrad-Adenauer-Stiftung). 

• Der gewaltige Menschenstern zU den 80nner 80uchaften der 
Atommächte am 22. Oktober führte auch zu den Vertretungen Süd­
afrikas und Israels, die Ziel$cheibe spezieller Aktionen von Südafrika­
und Palästina-Solidaritäugruppen waren. 
• Bei allen Volksversammlungen fur den Frieden, die 3m 22. Okto· 
ber mit einger Gcsamtbeteitigung von 1,2 Mio Menschen den Ab· 
schluß und Höhepunkt der bundesweiten Aktionswoche bildeten, 
war das Thema Dritte Welt dun::h Redner aus den 3m meisten von 
der Kriegspolitik der USA und der NATO betroffenen Ländern 
präsent. 

Und: Obwohl dies die gewaltigsten Massenproteste fUr den Frieden in 
der Geschichte der Bundesrcpublik waren, wird es, so versichern Ver­
treter der Friedensbewegung, nach diesen Aktionshöhepunkten kein 
"Loch" geben. Die Bewegung orientiert jetzt für den 21. November 
1983 erneut auf Bonn, den "politiJchen Stationierungsort". Der 
Bundestag soll an diesem Tag, geht es nach dem Willen der Stationie. 
rungsfans, die Aufstellung von Pershing It und Cruise Missiles abseg. 
nen, ganz demokratisch, versteht sich. 



Rückblick 

Saigon 1963: Das Ende des Ngo Dinh Diem 
UFE beschlich eine Art klammheimlicher Freude: "Obwohl die 
USA an dem Coup, der Ngo Dißb Ditro $tunte, unbcteilis:, waren", 
schrieb das US·~laga:tin im Januar 1964, "waren die meisten Ameri­
kaner am Ort ebenso erLeichtert wie das Volk von Saigon, als die 
Junta unter General Duollg Van Minh die Macht ijbemahm.~ F.in 
Marian<:! tells<:h icksal. 

Fast ein Jahrzehnt WaT der 1901 geborene Diem SUdviclnams ,,star­
ker Mann" gewesen. Dann paßle er nicht mehr in Washingtom KOß­

upt. Am t. November 1963 ließ man seine Generäle:: gegen ihn put­
schen und ihn sowie seinen Bruder Ngo Dißh Nbu bei dieser Gelegen­
heit liquidieren. Dabei hatten die USA Diem erst an die Macht.go:' 
bracht. 

1954: Frankreich war von den Viel-minh, den Unabhängigkeiu­
kämpfern des seit 1946 formal unabhängigen Vietnam, geKhlagen­
obwohl die USA mit zuletzt 785 Mio Dollar "praktisch die g<:samten 
Kpsten de r französischen militäri~chen Operationen" übernommen 
hatten (Eisenhower·Berater Sherman Adams). Sogar Zur Intervention 
waren die USA bereit - falls Briten, Thailänder und andere den 
internationalen Anstrich geliefert und Frankreich weitergewollt 
hälte. Die USA, "die offenbar his zum letzten Franzosen kämpfen 
wollten, schlugen eine gemeinsame Offensi~e ~or, die den Einsatz 
nuklearer WafFen ~orsah" (Richard Morrock). 

Die Einmischung der USA war bereits massi~, ab auf der Genfer 
Indochina·Konferenz am 21. Juli 1954 gegen den Willen des Volkes 
die ~orlJufige Teilung Vietnams erlwungen wurde. Ihre Ziele: Ver­
drängung Frankreichs aus der Region; Liquidierung der Befreiungs· 
bewegung und des Kommunismus in Vietnam: "Rückgewinnung~ 
Nordvietn~ms (Demokratische Republik Vietnam - DRV). 

Ngo Dinh niem, Sproß einer alten Mandarin·Sippe, gleichwohl Ange· 
höriger der k~tholischen Minderheit, antifranzösischer Nationalist 
und fanatischer AntikommuniSl, sollte Wa.hingtons hJann in Saigon 
werden. 
Noch ~or Unterzeichnung des Genfer Abkommens setzten die USA 
die Ministerpräsidentschaft niems durch. Ebenso wie sie lehnte er 
dann die Unterzeichnung ab, die u.a. die Wiedervereinigung nach 
freien Wahlen für 1956 '·orsah. Im Oktober 1955 ließ Diem sich die 
Absetzung Bao Dais in einer offenbar geralschten Volksabstimmung 
bestätigen. An die Stelle der abgezogenen Franzosen traten US-Mili· 
tärberater. 

Der "Churchill Asiens:" 

Diem funktionierte weiter im Sinn der US·Strategie. Unter Bruch des 
Genfer Abkommens lehnte er die DurchrUhrung von Wahlen rund· 
heraus ab. Das Eintreten für das Abkommen gah im Süden bald als 
Verbrechen, im Süden verbliebene Viet·minh wurden (gleichfalls un· 
ter Bruch des Abkommens) verfolgt. 
Die USA modeBierten indeuen an ihrem Schaustück "freies Süd· 
vietnam ~ - u.a. mh jährlich 2::.0 Mio Dollar Wiruchafuhilfe, die eine 
Scheinblüte erzeugten, letztlich aber den Ruin der einheimischen 
Wirtschaft durch die einl1;edrungene US·KonkuTTCoz mitbewirkten. 
Df:r "freien Welt" wurde Diem als "Churchill Asiens" vorgeftihrt. 
Df:r Heros der "Prin.,;ipien eine! demokratiKhen Welt" etablierte eine 
korrupte Sippendiktatur um sich und seinen Bruder. 
Stützen de' Regimel waren Militärs, Großgrundbesiu:er, neureiche 
Geschäftemacher sowie der Großteil der Katholiken, .,;u denen im 
Laufe einer von den USA aufwendig finanzierten Fluchtkampagne . 
aus der DRV weitere 800.000 gekommen waren. 

Mit einer Terrorwelle ging das Regime ab 19!J6 geg<:n jegliche Oppo­
~ition vor. Ihre ersten Opfer wurden die starken Sekten, die sich im 
Vorjahr gegen niems Machtamprüche gewandt halten. Dann wurde 
sie gegen jene gelenkt, die rur die Durchführung des Genfer Abkom· 
mens eintraten oder aus anderen Gründen gegen das Regime waren. 
So wurde 19::.6 mit besonderer Grausamkeit eine Kampagne der "Oe' 
nunziation von Kommunisten" namentlich in den alten Kerngebieten 
des Viet·minh durchgeHihrt. Ausnahmegesetze (;t.B. Einkerkerung 
ohne Verfahren) boten Nhu die Handhabe, Zehntausende einsperren, 
foltern und ermorden zu lassen. Schätzungsweise 75.000 MenKhen 
kOllel"n Diems "Säub"rungen" .,;wischen 19::'5 und 1959 das Leben. 
Die 1956/5 7 neu formi"rte Opposition konnte der Terror dennoch 
nicht unterdrücken. So wuchs unter den Bauern der Widerstand, da 
sie Opfer einer "Landreform" wurden, die vor allem die Rückkehr 
der alt"n Großgrundbesit.,;er zum Zid halte . Diems Antwort: ~1atsen' 

deportationen in wg. "Agrostädte" zur besseren Kontrollausübung. 
Die Widerstandsbewegung ihrerseits ging erneut zur bewaffneten Ge· 
genwehr über (auf die Diem mit dem Standrecht reagierte). Im Oe' 
zember 1960 wurde die Nationale Befreiungsfront (FNL) gegründet. 
Auf die raschen Erfolge der FNL reagierten die USA mit der Doktrin 
des "Spezialkrieges" (special war), um zumal nach dem "Verlust" 
Kubas (Revolutionnieg 1959; d. Red.) in der Dritten Welt ein E:<em' 
pel zu statuieren. Diesen "Spe;tialkrieg" umriß der "Staley·Taylor· 
Plan": Die Zusammenpferchung der Landbevölkerung in "Wehrdör· 
fer", um im 10 "ausgetrockneten" Umland mit raschen Schlagen 
mobiler Einheiten die Guerilleros auszuradieren. 
Das Diem·Regime rettete weder dies noch das s<:hnell Clkalierende 
Engagement der US·"Berater" (20.000 berein 1962). Eine Khwere 
Ni"derlage seiner Truppen im Januar 1965 analysierten US·E:<perten 
zutreffend damit, daß eine niedrig" Kampfmoral damr verantwort· 
lieh war - ein Zeichen mangelnden Rückhalts des Diktators in der 
Bevölkerung. Daß dieser auf die auch offen zunehmende Opposition 
mit ~erschärftem Terror antwortete, beschleunigte seinen Nieder· 
g.mg. Im Juni 1963 zwang die SclbsH'Crbrennung deI Buddhisten· 
mönchs Thich Quang·Duc die getäuschte "freie Weh" zu einem näh,,· 
ren Blick hinter die Propagandakulissen. Diems Regime war zu einem 
Hindernis rur die Strategie der USA geworden, den Feldzug letztlich 
gen Norden zu führen. Der Stun Diems kam den USA mithin äußerst 
gelegen. 
Zu gelegen, um die Behauptung von der Nichtbeteiligung glaubhaft 
bleiben zu lassen. 
Dem wahrhaft nicht "antiamerikanischen" Journalisten Hans-Walter 
Berg fid vor Ort auf, daß z.B. die gesamte Informationsarbei! über 
den Putschverlauf in den Händen von US·Militärs lag. Für Berg 
"konnte nicht der geringste Zweifel" an einer Bet"iligung von USo 
Botschaft, CIA und "Beratern" bestehen. 1971 publizierte die New 
York Timel die internen "Pentagon· Papiere": "Wie offizielle Doku· 
mente enthül!en, arbeitete der CIA .0 eng mit den Generälcn zu· 
sammen, daß CT sie sogar mit hochwichtigen Erkenntnisscn über die 
Bewaffnung und Stationierung der pro·Diem·Truppen versorgte, 
nachdem (Botschafter) Lodge der ClA·Teilnahme an der taktischen 
Vorbereitung des Coups zugestimmt hatte." 
Die abschließende Pentagon,Wertung: "Von August 1963 an haben 
wir verschiedentlich die PutKhversuche der vietnamesischen Gene· 
räle autorisiert, gebilligt und ermutigt, und einer Nachfolgeregierung 
volle Unterstützung zugesichert. Im Oktober hab"n wir in brüsk.,. 
Zurückweisung die Hilfe rur Diem eingestellt und den Generälen so 
grünes Licht gegeben. Während der Planung und Durchfuhrung des 
Coups haben wir heimliche Kontakte zu ihnen unterhalten und uns 
bemüht, auf ihre Opcrationsplanung und die vorge!iChene Regierungs· 
zusammensctzung Einfluß zu nehmen." 
Der Austausch der Saigoner Marionetten erwiel sich als nutzlos. On 
vietnamesische Volk war danach keinesweg bereilwilligCT, Wathing· 
tons Krieg zu führen. Im August 1964 wurde er nach einem provo­
zierten "ZwiKhenfall" mit Patrouillenbooten der DRV auch formell 
vollends der Krieg der USA. J.Ostrowsky 
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Rezension 

Reportagen über Chile und Lateinamerika 
Jahrestagl: sind auch willkommene Anbisse rur die Herausgabe von 
Suchern. Zum 10. Jahrestag des Putsches gegen die Regierung Salva­
dor Allende im verg:tngenen September sind gleich drei Buchpublika­
lionen auf den bundesdeutschen Markt gekommen, d;" eines gemein­
sam haben: Sie gehen im Reportagennil der Fngc nach, welchen 
Stand der politische Prozeß in Chile - und darüber hinaus in ganz 
lateinamerika - nach einem Jahrzehnt erreicht haI, das gekenn­
zeichnet war durch eine Abfolge milil.)risch<:r Staatsstreich,,_ die die 
Demokratie in immer mehr Ländern im Blut ertränkten, aber auch 
dun;h hoffnungsvolle ~ichen des Widerstandes: 
• Wilfried lIuismann. Dit~r Augenblick rod.1 näher. Reportagen 
aus Chile, Pahl-RugcMtdn Verlag, Kö ln 1983, 190 5" 14,80 0;'\1 
• Ruth Körner, Chile. Na..,h 10 J ahren Pin<><:het, Fi ilC her Taschen· 
buch VeTiag. fr .. nkrurt /M. 1983,3335., 12,80 D~I 
• Romeo Re)", Zehn J ahre Grausamkeit oder die Erdrosselung 
Lateinameriku, rororo-aktuell ~252, Reinbck 1983, 306 5., 10,80 
ml 
Was diese drei Veröffentlichun~n unterscheidet, könr .e man in kur· 
zen Worten so zusammenfusen: Romeo Reys "Zehr Jahre Grausam· 
keit" weist sicherlich die größte thematische Brei ~ auf. Ruth Kör­
ners Buch ist dem~genüber auf (J,ile beschrän\o-., greift aber bis in 
die Zeit der Unidad·Popular·Regierung zuriick t..nd gibt einen detail· 
lierkn, im Stil eines Ta~buchs vufaSten Oberblick der Entwicklung 
bis zum heutigen Tag. Wilfried Huismann schließlich erreicht - ohne 
cLu Genre der Reportage zu sprengen - die größte analytische Tide 
und bie tet vor allem zur Situation und den Perspektiven des Wider· 
stands das meiste Material an. 
Romeo Rey ist vielen aus seiner Arbeit als Korrespondent ftir die 
Fr .. nkfuner Rundschau und den Züricher Tages·Anzeiger bekannt. 
Oie wichtigsten seiner dort veröffentlichten RepoTiagen, Essays und 
Analysen aus den letzten 10 Jahren hat er jetZt zu einem Buch 
zusammengefügt. 
Neu hinzugeftigt hat der Autor 5Cin politisches Credo: "Lateinameri· 
ka", so Rey, "kann einen Ausweg aus der ~genwä.rtigen Krise fin· 
den, sofern es sich auf 5Cine eigenen Kräfte besinnt und diese sumo 
miert amtau dividiert ... Wu ihm na..,h meiner Beoba..,htung noch 
'eilweise fehlt, ist Motivation und Disziplin." (Ebenda) 
Eine in sich geschlossene Gesamtdnstel1ung der poli tischen, wirt· 
schaftlichen und ge5Clbchaftlichen Stellung des Kontinents läßt sich 
durch das von Romeo Rey gewä.hlte Verfah~n sicherlich nicht er· 
reichen, ..... ohl aber ein facettenreiches Mosaik lateinamerikanischer 
Wirklichkeit. 

II~I-

Dieser 
AJJoenblick 

~ --
Romeo Rey erweist sich als der so ziemlich einzige Auslandskorre· 
spondent im Spektrum der bürgerlichen Tagcsprene hiet4ulande, des· 
sen Reportagen ulld Berichte deutlich ein Engagement rur die Unter· 
drückten Lateinamer;kas spüren lassen. In 14 Kapiteln we~en die 
unterschiedlichsten Aspekle der Innenentwicklung lateinamerikani· 
scher Uinder behandelt. Ausgangspunkt ist der Putsch Pin<><:heu im 
Jahre 1973, wobei Chile lediglich als kras5Cster Fall einer allgemeinen 
politischen Rückentwicklung des Kontinents bis in die zweile Hälfte 
der 70er Jahre erscheinl. 
Der Autor setzt sich u.a. mit der Wirtschaftspolitik der Chicago-Boy' 
ii. la Friedman aU5Cinander, untersuch t und schildert Oiarakter und 
Merkmale der diversen Militärdiktaturen, die "sozialen Kosten" ihrer 
Herrschaft, die Auswirkungen des Sanierungskonzepts des Interna tio· 
nalen Währungsfonds und die wachsende soziale und politiSChe 
Gdrung in den lateinamerikanischen Gesellschaften. 
"Um das kapitalistische System zu bewahren", so R. Reys eindeutige 
Charakterisierung der Funktion der Militärdiklaluren auf dem Kon· 
tinent, "scheute sich das Bürgertum nicht, lCine eigenen Gesetze zu 
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brechen ... Oie Diktatur der Streitkräfte ist daher weniger einer Mili· 
tärdiktatur als vielmehr eine Klassendiklatur, die dem arbeitenden 
Volk schwere Opfer aufzwingt und der (häufig mit dem F~mdkapi· 
tal liierten) Großbourgeoisie zu weiteren Privilegien verhilft." (S.20) 
Wenngleich am Ende des Buches auch Alternativen zu diesem Hort 
deI Reaktion sichtbar gemacht werden (z.B. in der nikaraguanischen 
Revolution, während Kuba in dem Buch nicht vorkommt!), bleibt ab 
beherrschender Eindruck das Agieren der Militärs allzu übergewich· 
tig. Demokratische Gegentendenzen, aber auch die Rolle der USA, 
bleiben zwar nicht auBen vor, erscheinen aber dennoch von unter· 
geordneter Bedeutung für die politische Gcsamtemwicklung. 
Ruth Körner hat entscheidende Phasen der chilenischen Entwicklung 
vor Ort miterlebt: die Vorbereitung und DurchfUhrung des Putsches 
gegen Allende, die Zerschlagung der Errungenschaften de r Unidad 
Popular durch die Pin<><:het·Junta, die Zeit der fan völligen polit;· 
s.;:hen Friedhofsruhe Mine der 70er Jahre sowie die jüngste Phase des 
sich reorganisierenden Widerstands und der offenen Krise der Dikta· 
tur. Die$<! Stationen bilden den Rahmen ihrer tagebuchartigen Auf· 
zeichnungen, die gelTagen sind von Sympathie ftir die Ideale und 
Errungenschaften der Unidad Popular und von einer tiden Zunei· 
gung zu den Menschen Chiles, die in den J ahren gewachsen ist. 
Während R. Körne rs Situationsschilderungen weitgehend deskriptiv 
bleiben und ihr Buch ganz von der Wiedergabe persönlicher Ein· 
drücke lebt, gelingt es Wilrrkd Huismann , die reportagenhafte Dar· 
stellung des chilenischen Alltags und des chilenischen Widerstands 
'mit an.aly lischen Schlußfolgerungen zu verknüpfen. Den Hintergrund 
seines Buches bilden die Erfahrung in der Chilc·Solidaritätsbewegung 
und eincr fünfmonatigen Chilc·ReiR im Jahre 1981, "in der ich 
Schritt für Schritt von der Oberfläche mit ihren vielen Trugbildern 
zur sozialen Bewegung vordringe. Eine Reise von resignativer ~1elan· 
cholie zur Hoffnung und zur Rebellion. Der Leser soll diesc Reise 
von aulkn nach innen nachvollziehen, die Widerspruche miterleben. 
Vieles wird auf scinen Widerspruch stoßen, weil es sorgsam gepflegte 
VorsIellungen in Fra~ stellen könnte." (5.8) 
" Resignative Melancholie" steht für eine Haltung, die angcsichts der 
t.erschla.genen Errungenschaften der Unidad Popular und des perfek· 
tionierten Terrors von $Ci ,en des Regimes Hoffnung nur noch aus der 
Rückbesinnung auf d ie Glanzzeiten der Regierung Allende zu bezie· 
hen vermag. " Rebellion" dagegen ist das Stichwort ftir die neue 
Widerstandsstrategie der chilenischen Linken, die angesichts zahl· 
reicher Rückschläge und unter Auswertung auch anderer Iateinameri· 
kanischer Erfahrungen, vor allem der nikaraguanischen RevQlulion, 
in den lelzten J ahren entWickelt wurde. 
Oie ersten Kapitel des Buches von W. Huismann sind Alltagsschilde· 
rungen: Vom Alltag der Menschen in den Elendquartieren, von der 
alltäglichen Folter, aber auch vom Streikalltag der chilenischen 
Kohlearbeiter und von einer neuen alternativen Kultur erfahrt der 
Leser. Daran schließt sich eine Darstellung der objektiven Kriseufak· 
toren der Diklatur, das Scheitern ihres Wirtschaftsmodells und die 
Suche nach AU5wegen aus der aktuellen Krisc an. 
Wohin und wie der Weg zum Sieg über die Diktatur führen soll, sind 
die eigemlichen Streitfragen, die heute sowohl im bürgerlichen Lager 
als auch umer der Linken lebhaft disku tie rt werden. W. Huismann 
vermittelt einen plastischen Einblick in diese Diskussion. Er Iä.ßt Ver· 
treter der einheimischen Bourgeoisie, der verschiedenen sozialdemo­
krati schen und sozialistischen Parteien und Bewegungen sowie der 
Kommunistischen Parrei und der Bewegung der Revolutioniiren Lin· 
ken (M IR) zu Wort kommen. 
Im Hintergrund steht die Leilfrage, welche O>ancen ein bürgerlich· 
demokratischer oder ein sozialdemokratischer Ausweg nach 10 J ah· 
ren FaKhismus unter chilenischen Bedingungen heute haben kann. 
Und: Welche Voraussetzungen rur einen revolutionären Awweg, wie 
er durch die Strategie der Rebellion vorgezeichnet i5t, noch geschaf· 
fen werd~n müssen. 
Ikides liegt für W. Hui~mann im Bereich des möglicherweise schon 
bald zu erwartenden. Doch eine bürgerlich-demokratische Lösung, so 
Huismann, könne in jedem Falle nur eine des Übergangs sein. "Denn 
das 'chilenische Modell' haI die sozial·ökonomische Basis eines natio· 
nalen Kapitalismus zerstört ... Der Spielraum rur eine Klasscnharmo­
nie hat sich radikal verkleinert. Oie soziale Frage schreit nach Revo­
lution ... " (5.184) Auf der anderen Seite ;Cd<><:h müsse die revolutio· 
näre Linke, um den an sie gestellten Anforderungen ~recht zu wer· 
den, noch eine Reihe von lTindernisRn überwinden, vor allem: ,,Sie 
muß bald ein eigenes alternati\·cs Projekt vorlegen, ein einheitliches 
Programm, eine gemeinsame Führung der Massenkä.mpfe bilden, oder 
sie wird von den Ereignis5Cn überrollI werden." (S. 181) Rudi t'unk 



LlbanonlPalästlna-Solldarftät 

Ein Tr~ rr.:n der Libanon- und PaLiu inll-So ti­
daritilt.!komitecl der BundclTcpubltk fmd am 
24.}25. September dJ. in Stuttgart stan. In 
cincT gemein ... m.:n Erkl;'rung .... urde d; .. Ein­
greifen von N"A TO-Truppc-n im Ubanon und 
die AbliichuukL.rung Washmgtons, US-Trup­
pen auf Dauer dorl 'l:U stationieren, \'Cruncih. 
Sie betonten zugleich, daS mit dem US-Int.:r­
vcnlionl~mu. m N;mou und der Rakc lCnlita­
tionicrung in WC!tcuropa die mlcmatiorulc 
Eskalationsgefahr wachle, die direkte Gefahr 
eines Atomkrieges anslche. 
Die Tcilnchmt'T forderten den soforitgcn Ab­
zug aller US- und NATO-Verbände aus dem 
Nahen Osten SQwic der Be5;tt:r.ungS\Tuppcn 
Israels aus dem Libanon. Die Bundesregie­
rung wu rde au fgefordert. auf den Kohl-Be­
such In Israel zu verliehten, endlich die Palä· 
stinensilche IkfreiunglorpniAtion (PLO) an· 
tuerkennen und sich gegen die Raketenstatio· 
nierung 'Zu wenden. 

Eine f o to·Aun td lung .,Perll)C ktil·en in PaU· 
Jlina". die seit Mille 1982 in \'erlchiedenen 
bundesdeutschen St.'idten gezeig t wurde, 
kann bei der lKA ausgeliehen werden. Sie 
umfaßt etwa 250 FOIOI, die der hollandilche 
Fotograf Osa.r \"on Alphen \'on einer Reise 
dun:h Israel. die beset'Zten Gebiete und den 
Libanon mitbu~hte. Vom 2.·25. Noyember 
dJ . wird die Ausstellung im Karman·Foyer in 
Aachen ge~eiltt. 
Anfr.l.gen 'Zur AUJStellulIi an: IKA. 'Z, lId. J. 
Strempcl. G~tchen$lr. 25,3000 Hannover I, 
TcI.0511·3 19310. 

Kulturabkommen RSA - BRD kündigen! 

Gegen du Kulturllbkommen zwisehen der 
Bunde5republik und Sudafrika richtet lich ein 
Brier dei Komi tcel rur die Kundigung dei 
Kultu rllbkommc:ns "lWiK hen de r ßRD und 
Sudafrika an Aulknmillliter Gcnscher. 
Dal Komit«, dem u.a. 11. Böll. A. Domdcy, 
B. Engelmann, 11. Gollwitzer. U. Lllldenberg, 
Dr, U. Ranke-lIelllemann, E. Runge. D, Solle, 
M. v. T rotta und E. Wulff angehö~n, be'Zieht 
sich auf die internationale Ächtung dei 
Aparthcldregimes und leitet aus den Erfah· 
rongen der deutschen GCSdlichte, der kullur­
feindlichen I'o litik dei F:l.$chismus, eine be· 
sondere Verpflichtung Hir die BRD ab, lieh 
an der yerglc:lchbaren Apartheidpoli tik nicht 
'Zu beteiligen. 

Türtcel - BundesrepublIk 

DIe maui.-en Protute gegen die Ausbnder· 
politik der Bundesregierung und die udflilti· 
gen Solidaritätsaktionen mit den in Ausliefe· 
rungshaft lieh befindenden Asylbcwerbem -
in Killn demonstrierten anl.ißlich dei 3.Jah­
restages des Militarpuuches in der Turkei am 
10. September d.J. 11,000 MenKhen - zeig· 
ten einen ersten Erfolg: 
Oo!. s~it 20 Mona ten in Ablchiebehaft gehal· 
tene Türke Z. Aydindag wurde ah Asrlbewer­
ber anerkanm und auf f.eien Fuß gesetzt. 
Ziel des gcmeinsamen Vorgehell5 aller politi· 
schen und gesellschaftlichen Kräfte bleibt 
aber weite rhin, die Rcchtsunsieherheit flIr 
Asylbewerber ~u beseitigen. 
In 5Cinem jungst "erJb,chiedeten auslander­
politilChen Grondlat<lpapier fordert der DG R 
u.a, eine Versachlichung der Aust.:inderpolitik 
und eine Reform deI Autlandergesctttu. 

Film - und Lesetlps zu EI salvador 

W. BTÖ nner/H.E. G. QH (lIg.). EI Sah-ado r -
di.e unsich tbare F ront. Weltkrc iJ-Verlaa. 
Dortmund 1983, 174 S .• 9.80 D!ot 
In diesem Buch kommen \"or allem Füh~r 
der Alv;tdorianisch~n Ber~iulli$bewegun8 

FML~/FDR, darunter die fünf FMLN·Ober­
kommandie~nden. zu Wort. Di.e Beitra~ . die 
großtei ls erstmals in deutsche. Sprache ver· 
ö rfentlieht werden. analysieren die histori· 
sche Entwicklung des 6cfreiungskampfel und 
den Vereinigungspro'Zeß der FM LN. Mehrere 
Einschätzungen befassen lieh mit den Ver· 
handlungsbemühungen der n U.N/ FDR, der 
Strategie des Befreiungskriegel und dem Auf· 
bau der Volksrnachtorgane in den bdreiten 
Gebieten. Ein Einleitungsbeitrag der lIerauJo 
geber erläutert die aktuelle Situation in EI 
Sal\'ador. 
RC\'olutionä~s t' ilminstitut EI Sal.'adors 
(ICSR) , Der Weg de r F re iheit. 16 mm, t'arbe, 
SO Min .• deut5Che Untertitel . Ve rleih: CON , 
Postfach 106545, 2800 Bremen 
Dieser 'Zweite Film des ICSR informiert vor 
anem über die gesellschaftlichen Veriinderun· 
gen in den kontrollierten Gebieten. Er unter· 
sucht die Funktion der Volksmachtorganc 
und legt einen Schwerpunkt auf die Beteili· 
gung der salvadorianisehen Frau am re\'olu' 
tionaren Pro'Zeß. 
Empfehlenswen sind aucb die folgenden Bro­
schil~n: 
Informationu td"" EI Sah'ador (lIg.). 150 
Jahre Kampf - Die Gewerkschd t5bc:" 'cgung 
in EI Satvador. Miltd amerika·Hcft 3. 1983. 
SO S .• 5 m t 
U. Nicbling/E . Rich ter. EI Salndor 1983 -
Kimpfen und Verhandeln? Mi tld amerika. 
Heft 4 . 1983.64 S ., 4 DM 
Frauen"c~inigulli , 'on EI Saluoor (M.IES), 
Frauen in EI Sa.lvador. Min c!amerika·Hd t 6, 
SOS.,5 ml 

Alle drei Broschuren können beim Mag:azin. 
Verlag (Königsweg 7. 2300 Kiel I) bezogen 
werden. Die Broschure EI Sah'ador 1983 ana· 
lysiert 3m umfa»cnd"en die Enutehullis, 
bedingungen des revolutionä~n Prousle. in 
EI Salvador und d ie Regionalisierong des 
Konfli kts. Sie zeigt die Zusammenhänge auf 
zwischen dem bewaffneten K"mpf. den Ver­
handlungsbemühungen der FMLN/ .·OR, der 
politischen Arbeit de. Bdreiungsbewegung 
und der internat ionalen Solidaritlll. 

Infodienst 

UNO contra Zlrlllmermann 

Bunduinnenminiuer Zimmcnnann sagte die 
fiir den 15. September dJ. geplant~n Gesprii· 
che mit dem UN· Flu.::htlingskommisur Poul 
Ibrtling über die Asylpolitik und Ausliefe· 
rungspraxis Bonns kurzentschlossen ab und 
lieB mitteilen. er sei erst tu einem Gesprich 
bereit. wenn ,,~orher (eine) angemcuene Ge­
spraehsgrundlagc" gclChaffen worden s.ei. 
Grond rur das brüske Verhalten Fried rich 
Zimmermanns war ein interner Berich t des 
UNO-Flik.ht lingskommissarialli, der von 'Zwei 
Mitarbeiterinnen nach dem Besuch von sechs 
bundndeutschen Aiyllagcrn erstellt worden 
war. Darin wird ein schlech ter Zustand der 
Sammelumerkünfte konstatiert sowie die 
Zwanglintcrnierung von Asylbewerbern, ihr~ 
eingeschr'.inkte Freizügigkeit und das Arbeits· 
verbot dargestellt. Viele Asylbewerber litten 
an Ocprelsion~n, bei vielen SCI wachsende 
Verzweiflung spurbar. 
F. Zimmermann warf dem Bericht ,.grobe 
sachliche Unrichtigkeiten und Gnstimmigkei· 
ten" \'or und forderte P. lbrtlilli auf, sich 
von dem Bericht 'Zu distanzieren. D,eser Iah 
dazu keinerlei Anlaß. 'Zumal das Fuit d<:,r 
Bcrichterstatterinnen. namlich die Einfilh· 
nmg .. in Europa einmalige(.) AbsehreckungJo 
maßnahmen gegen A3ylsuchendc". durch 
fakten nur be5lätigt wird. 

NEUERSCHEINUNG 
Texte zu r Unterdrockung 
und zum sozialen Widerstand 
In Sodalrlka 

36 Seilen, DM 3,- gegen Vor· 
ausO berweisung zu bestellen 
bei: 

medico 
international 
Hanauer landstraße 147·149 
6000 Frankfurt/Maln 1 

Stadlsparkasse Frankfurt 
Konto-Nr. 182 
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Kurzinformationen 

Irak-Iran 

Mine Oktober dJ. wurden fUnf französische 
Supcr-Etcndard-Kampffluglcugc an den Irak 
go:licfcrt. Bestückt mit ExO(:ct-Rakclcn, 
könnten sie zu dncm Angriff auf den gTößlcn 
Olhafcn des Iran auf der InM:l Kharg benutzt 
werden. 
Insgesamt werden die französischen Waffen­
lieferungen an den Irak wäh~nd des nun­
mehr dreijährigen Golfkrieges auf etwa 4-5 
Mrd D~ I guchätzt. 
Ah Vcrgcltungsmaßnahme für die franzosi· 
s.::hc Flug:tcuglicfcrung haI der Iran mehrfach 
mit der Vcrminung und Blockade der Straf,(: 
von HOTmuz gedroht. Durch diese Wasser­
straße fließt der Großteil des Ölbedarfs der 
we.'stlkhen Welt (USA: 30,", Wcsteuropa: 
60%, J apan: 75%). Dieses Gebiet war bisber 

dg­
die kritische 

Mo natszeitschriH 
im Gesundheitswesen 

* dg-Report Heft 6183: 
Privatisierung im Kran· 
kenhaus 
Nach den Wäscherei· 
en, dem Putzdienst 
und der Geratewar· 
tung reiBen sich Kran· 
kenhauskonzerne 
mehr und mehr kom· 
plette Betriebe unter 
den Nagel. 

I/nsere Reportagen 1984 
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wegen seiner Entfernung ~ur eigen\lichen 
Front verschont geblieben. 
Die Ausweitung des irakisch·iranischen Kon· 
flikts haben die USA Anfang Oktober dJ. 
genutzt, um einen weiteren Floltenverb3lld 
in den Persischen Golf zu schicken. Der 
Koordinationsrat der s<:chs arabischen Golf· 
monarchien (vgl. AlB 1/198S, S. SS·S8) hat 
vor wenigen Wochen eine eigene, regional 
o\>C'rierende S<::hnclle Eingreiftruppe gehildet 

Tschad 

Die Lage im Tschad (siehe auch; AlB 
10/1983, S. 14-21) war das Ilauptthema des 
10. französisch·afrikanischen Gipfels, der am 
3. und 4. Oktober dJ. in Vittel naHfand. An 
ihm nahmen 20 afrikanische Staatschefs und 
16 Delegationen als Beobachter teil. 
Die Mehrzahl der afrikanischen Delegationen, 
die meist eng mit Frankreich verbunden sind, 
sowie der fran>;ösische Prii.sident Milterrand 
fordenen die Respektierung der territorialen 
Integritat des Tschad. Diese Formulierung 
richtete sich gegen Libyen, das angeblich die 
nördliche Half te des Tschad beset>;t hält. Die 
Organisation rur Afrikanische Einheit (OAU) 
und "alle Söhne des Tschad" wurden aufge· 
fordert, sich um eine friedliche Beilegung des 
Konflikts zu bemühen. 
Der Staatschef des Tschad, Hissene Hab .. !, 
lehnt jedoch weiterhin jeden Kontakt zur 
Ubergangsregierung der Nationalen Einheit 
(GUNT), die den Norden des Landes komrol· 
lien, ab und will nur mit Libytn v<:rhandeln, 
Der Pr.isident der GUNT, Goukouni Oueddei, 
hatte bereits am 21. September d.J. seine Be­
reitschaft bekundet, mit H. Habre zu verhan· 
dein, und seine Forderung nach einem sofor­
tigen Ab7.ug der französischen Truppen als 
Vorbedingung aufgegeben. 

China-USA 

Wahrend eines Besuches in der VR China 
Ende September dJ. machte US-Verteidi· 
gungsmimS1er C. Weinberger an Peking weit· 
reichende Angebote auf dem Gebiet der mili· 
tarischen Zusammenarbeit. So sollen der 
Technologietransfer aus den USA auf moder· 
ne Computerelektronik erweitert und TÜ· 

stungstechnologisch hochentwickelte Waffen 
U.a. zur Flugzeug- und Panzerbekämpfung ge. 
liefert werden. 
Zudem einigten sich Otina und die USA, dtn 
vor 2 Jahren unterbrochenen Militäraus· 
tausch ab 1984 wiederaufzunehmen. Darüber 
hinaus soll Ministerpr.isident Tschao Tsi-jang 
im Januar 1984 den USA einen Besuch ab· 
stallen und US·Präsident Reagan im April 
1984 nach China kommen. Außerdem erhielt 
der chinesische Verteidigungsminister 
Tschang Ai·ping eine Einladung in die USA. 
In de r Taiwanfragc be1tehen auch nach den 
Gesprächen die Meinungsunter5Chiede zwi· 
schen beiden Staaten unverändert fort. 

Argenlinien 

Der Abtritt der ~Iilitars von der politischen 
Biihne des Landes vollzieht sich vor dem Hin· 
tergrund währungs· und finanzpolitischer Uno 
ruhen und wachsender sozialer Auseinander­
setzungen. 
Im Vorfeld der Wahlen am 30. Oktober d.J. 
wurde Anfang des Monats bekannt, daß der 
drittgrößte Schuldner Lateinamerikas am 
Rande der Zahlungsunfahigkeit steht. Wäh· 
rend der Internationale Währungsfonds ah 
Reaktion auf Zahlungsrückstände bei den 
Zinsen auf Auslandskredite die Auszahlung 
neuer Darlehen stoppte, griff die Regierung 
zum Mittel der Devisenkontrolle und sperTle 
alle privaten Dollarkonten. 

Abschied von Wilfred Burchett 

Am 26. September 1983 v<:ntarb in einem 
Sofiot<:r Krankenhaus der australische Jour­
nalist Wilfred Burchetl. Geboren 1911 in 
Melbourne, lebte Bur<:hett seit 1936 in Euro· 
p.a, wo er als Ostasien·Kenner und Korrespon· 
dent u.a. des Londoner Daily ["press, des 
Guardian, der Pariser Le Monde und der Afri­
que Asie von sich reden machte. Wegen seines 
Engagements gegen den US·Vietnamkrieg 
und dessen Unterstützung durch Australien 
verweigerten ihm 1970 die australischen Be· 
hörden die Einreise in sein Ileimatiand. In 
den USA wurde seine Bewegungsfreiheit auf 
den 25·Meilen·Radius der Vereinten Natio­
nen in New Vork beschnitten. 
W. Burehen verfaßte zahlreiche Bücher zu 
Korea, China, Indochina, dem Angolakrieg 
und zuletzt die bislang einzigartige Unter­
suchung über den Widerstand und Volkssitg 
gegen das l'ol·Pot·Regime in Kampuchea (sie· 
he AlB 6.9/1982). Das AlB hat in den letzten 
Jahren viele seiner Veröffentlichungen ins 
Deutsche übersetzt. 
Mit \Vilfred Burchen verlieren wir einen der 
br illantesten Autoren und einen der Engagier­
testen für die Sache der Befreiungsbewegun­
gen der Dritten Welt. 



Ein von den peron;stisch beeinflußten Ge­
werk5chaftcn proklamierter GcncrabtTcik 

gegen unzureichende Lohnerhöhungen legte 
am 4.10.1983 das nationale Leben nahezu 
völlig lahm. Die Peron;'lcn, die die Diktat­
Politik des I~IF gegenüber Argentini<:n scharf 
angreifen, UJlfI die Radikalen gelteIl als aus­
sichtsreichste Bewerber bei den Wahlen zum 
Nationalkongrcß, zu den Provinzparlamenten 
und Gemeinderäten sowie ruf die Gou,'cr­
neUTS' und Bürgcrmcistcrwahlcn. 

Pakistan 

Einen neuen Höhepunkt crrciclllcn die Pro­
teslaktioßcn der Bewegung zur Wiederherstel­
lung der Demokratie (MRD; siche auch AlB 
101198.!!, 5.'19) im September/Oktober d.J. 
Ein zweitägiger Generalstreik und ein Boy­
kott der Kommunalwahlen in den Provinzen 
Sind und Punjab wurden von der Bevölke­
rung weitestgehend befolgt. Der Einsatz von 
Polizei- und Militäreinheiten gegen die Bevöl­
kerung, um die Wahlbeteiligung zu enwin­
gen, kostete über 100 Menschenleben; über 
10.000 wurden verhaftet. 
Ocr immer stärker werdende Druck der 
Opposition zwang das Zia·ul-Haq·Regime in· 
zwischen zum Dialog mit Teilen der seit 4 
Jahren verbotenen Oppositionsparteicn. Un° 
geachtet der zunehmenden Proteste gegen die 
Diktatur, die sich auch gegen die Bevormun· 
dung durch die USA richten. warf US·Vertei· 
digungsminister C. Weinberger zum Abschluß 
seines PakiUans·Besuches Anfang Oktober 
d.J. der Opposition vor, sie würde die UdSSR 
unterstützen. Zugleich sicherte er dem Re­
Ftime in Islamabad weitere Militärhilfe zu. 

EG - AKP-Staaten 

Am 6. Oktober 1983 haben in Briissel die 
Neuverhandlungen zwischen der Europäi· 
schen Gemeinschaft und 63 AKP(Afrika, 
Karibik, Pazifik)·Staaten über das 3. Lome· 
Abkommen begonnen. 
Obwohl Lome 11 erst im Februar 198:' aus· 
läuft, steht heute schon fe$l, daß das einst als 
"Modell" der Zusammenarbeit im "Nord· 
Süd.Dialog" gefeierte Vertragswerk die Er­
wartungen der Entwicklungsländer bei wei· 
tem nicht erfullt hat. Diese Enttäuschung be· 
trifft erstens das System zur Stabilisierung 
der Exporterlöse (Stabex), mit dem ein wei­
terer Verfall der Rohstoffpn:ise nicht aufge· 
halten und lediglich 46% (1980) bzw. 42% 
(198 I) der AnsprUche der AKP·Staaten finan· 
ziert werden konnten; zweitens die Handels· 
politik der EG, die sogar zu einem relati\'en 
Rückgang der AKP·Fertigwarenimporte in die 
EG führte; drittens den finanziellen Gesamt­
rahmen des Abkommens, der innationsbe­
rein4\t noch um 20% hinter den Mitteln von 
Lome I zurückblieb. 
Die AKP-Staaten fordern für Lome 111 u.a. 
eine Ausweitung des Finanzierung$TahmenS, 
die Einrichtung von speziellen Sonderzie­
hungsrc.:hten zur Erleichterung des Schulden­
problems, eine grundlegende Revision des 
Stabu·Systems, einen konsequenten Abbau 
des EG-Protektionismus und eine EG·Agrar­
P<Jlitik, die den Bedürfnissen der Entwick' 
lunS'länder Rechnung trägt . 

Kurzinformationen 

Philippinen 

US,Präsident Ronald Rcagan hat am 3. Okto­
ber dJ. seinen für November geplanten Phi· 
lippinen·Besuch abgesagt. Die Reagan·Admi­
nistration befürchtete offenbar, daß die Mas· 
senaktionen gegen das Regime von Ferdinand 
Marcos, die nach dem Mord an Oppositions­
P<Jlitiker Benigno Aquino am 21. August d.J. 
begonnen hatten, sich stärker gegen die USA 
richten könnten (siehe AlB 10/83, S. 42·43). 
Stit dem Tode B. Aquinos war es zu eIßer 
Kampagne des zivilen Ungehoriams gekom­
men, an der sich Millionen von Menschen be­
te iligten. Sie wurde von der neuen Koalition 
"Gerechtigkeit für Aquino - Gerechtigkeit 
fIlr alle" OA·JA) organisiert, um den Rück' 
tritt von F. Marcos zu erreichen. 
Nachdem dieser erst angedroht hatte, den 
Ausnahmezustand erneut auszurufen, kün­
digte er am 14. Oktober d.]. einige Zuge­
ständnisse an. So soll eine neue Untersu· 
chunS'kommission gegriindet werden, nach­
dem die erste Kommission aufgrund ihrer 
Einseitigkeit von der Opposition abgelehnt 
worden und schließlich zuriickgetn:ten war. 
Außerdem kündigte er eine Veränderung des 
WahlsySlems an. um doch noch eine Beteili· 
gung der Opposition an den für nächstes Jahr 
geplanten Parlamentswah\cn zu ermöglichen. 
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Kommentar: Helmut Kohl auf Nahost·Trip 

Zwischen dem Druck der Israel-Lobby, den Exportinteres­
sen der Rüstl.lngsindustrie und dem Drängen der Sauds, 
Bonn solle endlich grünes Licht ftir die Lieferung von 300 
leopard-li-Panzern geben, sah sich der Bundeskanzler in 
einer echten Zwickmühle:. 1m Monatsabstand wollte lIel­
mut Kohl gleich zweimal in den Nahen Osten reisen (An­
fang September cl.]. nach Israel. Anfang Oktober nach JOT­
dankn, Ägypten und Saudi Arabien) , um auf diese Weise 
die "Ausgewogenheit" der Bonner Politik im Nahostkon­
Oikt unter Beweis zu stellen. 
Doch mindestens in der Reisedeplomatic ließ sich der 50-
wohl-als-auch-Kurs (die POcge "besonderer Beziehungen"' 
zu Israel bei gleichzeitiger "traditioneller "' reundschaft" zu 
den a rabischen Staaten) nicht durchhalten: Der Israel­
Besuch wurde wegen des Begin-Rücktritts abgesagt. 
Und wenn die zweite Reise programmatische Ausgewogen­
heit in Sachen Nahost demonstrierte. dann bestenfalls in 
dem Sinne, daß auch die Nahostpoli tik der Rechtskoali­
tion Kohl /Genscher aus einer in sich widersprüchlichen 
In teresse nlage heraus einem permanenten Balanceakt 
gleicht. Einerseits will die Koalition im Fahrwasser der 
Reagan 'schen Nahostpolitik noch mehr israel- Freundlich­
ke it als ihre Vorgängerin an den Tag legen. Andererseits ist 
sie aus wirtschaftlichen. aber auch aus politisch-strategi­
schen Uberlegungen an guten Beziehungen zum "gemäßig­
ten ", prowestlichen arabischen Lager und an seiner Stär­
kung interessiert. 
Die von Bundeskanzler Kohl in Amman, Kairo und 
Dschidda immer wieder strapazierte Standardnoskel über­
deckt das hie rin begründete Dilemma nur mühsam: Man 
wolle, so Kohl, auf einen Zustand des Friedens im Nahen 
Osten hinwirken, in dem das palästinensische Selbstbestim· 
mungsrecht verwirklicht und das Existenzrecht Israels in 
gesicherten Grenzen anerkannt werde. 
Diese Formel läßt zwar die Anerkennung der Palästinensi· 
schen Befreiungsorganisation (PLO) ebenso außen vor wie 
jede Krit ik an der israelischen Besatzungspolitik auf dem 
Weujordanufer und im Libanon, und fiU t weit hinter be­
reits erreichte EG-Positionen zurück. 

Statt des Leo 11 die ganze Waffenpalette 

Aber dem Regime der Sauds waren Koh ls lippenbekennt­
nisse zum Palästinaproblem vollkommen ausreichend. um 
sich sofort dem entscheidenden Tagesordnungspunkt. der 
gewünschten Lieferung des Leo 11 , zuzuwenden. 
Der Bundeskanzler, der die israelischen "Freunde" beruhi· 
gen und gleichzeitig der Rüstungslobby einen neuen 
Brocken bescheren wollte, sch lug mit seiner vorher getrof. 
fenen Entscheidung, den begehrten Panzer (vorerst?) 
nicht zu liefern, gleich zwei Fliegen mit einer Klappe. Er 
verband damit das Angebot, Saudi Arabien könne mit 
Bonn über den Einkauf der gesamten Palette der bundes­
deutschen Rüstungsproduktion, bis auf den Leo, verhan· 
dein. 
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So find et sich im Kommunique von Dschidda der entschei­
dende Satz, beide Seiten seien übereingekom men, "auch 
Fragen des Verteidigungsbereiches in die Zusammenarbeit 
einzubeziehen ". Die Tragweite dieser Entscheidung läßt 
sich nicht nur dann ermessen, daß Bonn - wie SPD·Vize 
lIans-Jürgen Wischnewski kritisierte - hier erstmals "eine 
Verantwortung im Verteidigungsbereich außerhalb unserer 
Bündnisse " übernommen habe. 
CDU/CSU·Fraktionsvorsitzender Alfred Dregger begrüßte, 
daß Kohl die Lieferung bundesdeutscher Rüstungsgüter an 
Saudi Arabien nicht zum Tabu erklärt habe. Für Dregger 
schreibe man heute 1983 und lebe in "einer ganz anderen 
Zei t" als früher, als man bei der Lieferung von Waffen in 
Spannungsgebiete noch "Zurückhaltung" geübt habe. Bei 
der Definition von Spannungsgebieten seien immer auch 
"deutlche Interessen" zu bedenken - "in jedem nur denk· 
baren Sinne". . 
So könnte denn die Vereinbarung von Dschidda in der Tat 
zum praktischen Auftakt für eine völlige Öffnung der 
Schleusen auf dem Gebiet des bundesdeutschen Waffen· 
exports werden. die die Rechtskoalition ironischerweise im 
Rückgriff auf die noch von ihrer soziallibe ralen Vorgänge. 
rin beschlossenen neuen Bestimmungen rur den Waffen­
export vollzieht. 
Worüber in Bonn jetzt Ende dJ. mit einer saudischen Ex­
pertenkommis.sion Näheres besprochen werden soll , ist u.a. 
die Lieferung des Flakpanzers Gepard, des Flugabwehrra­
ketenpanzers Roland und des Schützenpanzers Marder. 
Und auch die begehrte 120·m m-Glatt rohrkanone des Leo 
wird dabei sein. Die nämlich produziert man in den USA 
in Lizenz für ihren M-I-Panzer, den die Sauds nun anstelle 
rle~ Leo ordern dürften. 




